
antikap antikapitalistische

Perspektiven

                     antikap Nr. 8 | Herbst 2018 | Zeitschrift der Bewegung für den Sozialismus | Richtpreis 3 CHF

 Streiks und Arbeitskämpfe 

 im 21. Jahrhundert 



Editorial & Inhalt

Kollektive  Arbeitsniederlegungen  geben  uns  immer  wieder 
Anlass  zur  Hoffnung  –  insbesondere  in  Zeiten,   in  denen  es 
scheinbar  zur  Normalität  gehört,   dass  Migrant*innen  aufgrund 
ihrer  Herkunft  durch  Strassen  gehetzt  werden;   sexistische  Über­
griffe  zum  Arbeitsalltag  von  Frauen*  gehören;   der  Sozialstaat 
bis  zur  Unkenntlichkeit  zusammengestrichen  wird;   die  Gentri­
fizierung  so   fortschreitet,   dass  bezahlbare  Wohnungen  für  vie­
le  Menschen  nur  noch  auf  dem  Papier  existieren;   die 
Arbeitsbedingungen  flächendeckend  prekäre  Zustände  anneh­
men  und  Lohnerhöhungen  schon  fast  prähistorische  Obskuri­
täten  darstellen.   Arbeitskämpfe  und  Streiks  sind  Momente,   in 
denen  diese  Dynamiken  zumindest  für  kurze  Zeit  durchbrochen 
werden  und  sichtbar  wird,   dass  mit  einer  kollektiven  und 
solidarischen  Organisierung  vieles  anders  sein  könnte.  
Wir  wollen  uns  in  dieser  Ausgabe  der  antikap   etwas  in­
tensiver  mit  diesen  Momenten  beschäftigen.   Wie  sehen 
Arbeitskämpfe  heute  aus?  Und  wie  wichtig  sind  sie  für 
unseren  Kampf  gegen  den  Rechtsrutsch  sowie  für  soziale 
Gerechtigkeit?

Arbeitskämpfe und der Kampf gegen rechts
Ausgehend  vom  Bundesstaat  West  Virginia  streiken 

seit  Februar  201 8  an  verschiedenen  Orten  der  USA  Leh­
rer*innen  und  andere  Angestellte  im  Bildungsbereich.  
Die  Streikwelle  befeuerte  eine  Reihe  weiterer  Proteste,   die 
teilweise  weit  über  den  Bildungsbereich  hinausgehen.  
Diese  Streiks  sind  eine  Überraschung  und  ein  Mut  spen­
dendes  Phänomen  für  die  amerikanische  Linke  zugleich.  
Sie  haben  ihren  Ursprung  in  Bundesstaaten,   die  eigent­
lich  als  klare  „Trump­Territorien“  gelten  und  die  sehr 
drastische  Anti­Gewerkschaftsgesetze  aufweisen.   Die 
Streiks  sind  deshalb  oftmals  sogar  illegal  und  können 
nicht  auf  die  Unterstützung  grosser  Gewerkschaften  zäh­
len.   Und  gerade  deshalb  sind  diese  Formen  der  Basisor­
ganisierung  der  Lehrer*innen  und  ihr  beeindruckender 
Brückenschlag  zu  anderen  wichtigen  sozialen  Kämpfen 
in  den  USA  für  die  linke  Bewegung  so   wichtig.   Sie  zeigen 
auf,   wie  Widerstand  gegen  die  rechte  Regierung  unter 
Trump  möglich  ist.
In  Italien  wiederum  kam  es  diesen  Sommer  zu  gros­

sen  Demonstrationen  migrantischer  Arbeiter*innen.   Zu 
den  absolut  menschenunwürdigen  Arbeitsbedingungen  in 
der  Landwirtschaft  kamen  mehrere  Unfälle  und  rassis­
tisch  motivierte  Morde  an  Migrant*innen  hinzu,   die  zu 
den  Protesten  führten.   Doch  aus  den  Demonstrationen 
gegen  die  rassistische  Gewalt  und  für  gesellschaftliche 
Anerkennung  wurde  mehr.   In  den  letzten  Jahren  organi­
sieren  sich  immer  mehr  migrantische  Landarbeiter*in­

nen  bei  Basisgewerkschaften  und  ähnlichen  Organisationen,  
wie  der  Unione  Sindicale  di  Base  (USB) .   Die  klassischen  italie­
nischen  Gewerkschaften  haben  jahrelang  durch  Abwesenheit  im 
Landwirtschaftsbereich  geglänzt.   Die  vornehmlich  migranti­
schen  und  teilweise  illegalisierten  Arbeitskräfte  galten  als  un­
organisierbar  und  ein  gewerkschaftliches  Engagement  in  diesem 
Bereich  schien  weder  lukrativ  noch  erfolgversprechend  zu  sein.  
Die  Landwirtschaft  ist  nicht  nur  in  Italien  eine  gewerkschafts­
verlassene  Branche.   Auch  in  der  Schweiz  arbeiten  mehrheitlich 
migrantische  Arbeitskräfte  auf  den  Feldern  und  auch  in  der 
Schweiz  machen  sich  die  Gewerkschaften  rar,   obwohl  die  Ar­
beitsbedingungen  in  der  Landwirtschaft  prekär  sind.   Die  Orga­
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nisierungen  in  Italien  sind  also  eine  Möglichkeit,   wichtige  Er­
kenntnisse  zu  gewinnen.

Frauen* streiken
Der  kommende  Frauen*streik  am  1 4.   Juni  201 9  in  der 

Schweiz  ist  zur  Zeit  in  aller  Munde.   Wie  das  einige  andere  euro­
päische  Länder  –  allen  voran  der  Spanische  Staat  –  in  den  letzten 
Jahren  schon  vorgemacht  haben,   soll  es   dann  zu  Arbeitsnieder­
legungen,   kreativen  Protestaktionen  und  Demonstrationen  kom­
men.   Dabei  ist  gar  nicht  so   klar,   wie  ein  Frauen*streik  (oder 
feministischer  Streik)   überhaupt  aussehen  kann  und  soll.   Kön­
nen  unbezahlte  Arbeit  und  Arbeiten,   an  denen  direkt  Menschen­
leben  hängen  –  wie  Care  Arbeit  –  überhaupt  sinnvoll  bestreikt 
werden?  Was  ist  die  Rolle  von  Männern  an  einem  solchen  Streik­
tag?
Diese  Überlegungen  sind  wichtig,   wenn  wir  den  Frauen*streik 

nicht  nur  als  Symbol  sehen  wollen,   sondern  als  einen  Startpunkt 
von  sozialer  Veränderung  und  gesellschaftlichem  Widerstand.   Da­
zu  lohnt  sich  ein  Blick  in  andere  Länder.   Und  es  lohnt  sich,   die 
Geschichte  des  Frauenstreiks  1 991   in  der  Schweiz  genau  zu  stu­
dieren.   Denn  es  braucht  nicht  besonders  viel  Fantasie,   um  zu  er­
kennen,   dass  die  damals  vorgebrachten  feministischen 
Forderungen  auch  heute  noch  sehr  viel  Gültigkeit  und  Notwen­
digkeit  besitzen.   Und  ein  grosser,   kräftiger  und  kämpferischer 
Frauen*streik  201 9  diesen  Nachdruck  verleihen  kann.

Kollektiv und solidarisch handeln
Wenn  Amazon­Arbeiter*innen  in  mehreren  europäischen  Län­

dern  gleichzeitig  streiken;   wenn  Lehrer*innen  in  vielen,   mehr­
heitlich  konservativen  US­Bundesstaaten  den  Schulbetrieb 
lahmlegen;   wenn  Arbeiter*innen  und  Studierende  in  Frankreich 
das  Land  blockieren;   wenn  der  universitäre  Mittelbau  in  Deutsch­
land  oder  England  den  Gehorsam  verweigert  und  den  Elfenbein­
turm  zum  Wackeln  bringt;   wenn  Frauen*  im  gesamten  Spanischen 
Staat  –  und  bald  auch  in  der  Schweiz  –  rufen  «Wenn  wir  strei­
ken,   steht  die  Welt  still!»;   dann  erkennen  wir  in  Ansätzen  die  Kon­
turen,   wie  eine  andere,   solidarische  Welt  aussehen  könnte.
Ohne  in  blinde  Hoffnung  zu  verfallen  und  die  gegenwärtig  so  

beängstigende  Lage  in  Europa  und  anderswo  zu  verkennen,   be­
stätigen  diese  Ausbrüche  kollektiven  Unmutes  unsere  historische 
Überzeugung,   dass  sich  das  Bewusstsein  der  Lohnabhängigen 
während  kollektiven  Aktionen  sprunghaft  verändert  und  radika­
lisiert  und  Solidarität  an  die  Stelle  von  Individualismus  und  Frem­
denfeindlichkeit  treten  kann.
Die  Bewegung  für  den  Sozialismus  organisiert  im  Januar  201 9 

unter  dem  Titel  Streik!   Organisieren,   kämpfen,   Widerstand   das 
Andere  Davos.   An  dieser  Gegenveranstaltung  zum  WEF  wollen 
wir  den  Netzwerken  der  Reichen  und  Mächtigen  eine  solidarische 
und  emanzipatorische  Vernetzung  von  unten  entgegenstellen.   Im 
Zentrum  stehen,   ähnlich  wie  in  dieser  Ausgabe  der  antikap,   Ar­
beitskämpfe  und  Streiks  im  21 .   Jahrhundert.

Editorial & Inhalt

 Streik und Arbeitskämpfe im 21. Jahrhundert  

Frauen*streik 2019:   Am 14. Juni 2019 wird es erneut einen 
schweizweiten Frauen*streik geben. Viele Fragen kommen dabei 
auf:  Warum braucht es einen Frauen*streik? Warum wird als Pro‐
testform der Streik gewählt? ________________________________ 4

Frauen*streik 1991: Ein Blick zurück auf die grösste feminis‐
tische Mobilisierung in der Geschichte der Schweiz. __________ 7

Lehrer*innenstreiks in den USA: Die Streiks der Bildungs‐
arbeiter*innen in verschiedenen Staaten befeuerten eine Reihe 
weiterer Streiks in anderen Sektoren. Ein Gespräch mit Dana Blan‐
chard, einer Aktivistin aus den USA. _________________________ 9

Bosnien-Herzegowina:  Seit dem Zerfall Jugoslawiens wehrt 
sich die lokale Bevölkerung durch Arbeitskämpfe und andere Pro‐
testformen gegen Neoliberalismus, Deindustrialisierung und Kor‐
ruption. __________________________________________________ 12

Italiens Erntehelfer*innen: Die Arbeitsbedingungen der 
Erntehelfer*innen in Süditalien sind prekär, Rassismus und Gewalt 
gegen Migrant*innen häufen sich. Nun formiert sich Widerstand 
dagegen. ________________________________________________ 15

Lateinamerika: Weshalb die „progressiven“ Regierungen in La‐
teinamerika gescheitert sind und es für die Glaubwürdigkeit zu‐
künftiger linker Projekte unbedingt nötig ist, deren 
Unzulänglichkeiten aufzudecken. __________________________ 18

Kommentar zu Nicaragua: Manche Linke halten immer noch 
zu Ortega, obwohl er die Bevölkerung Nicaraguas brutal unter‐
drückt und die Ideale der Sandinistischen Revolution längst verra‐
ten hat. __________________________________________________ 21

Schweiz: Mit der STAF (Steuervorlage und AHV-Finanzierung) 
werden die Lohnabhängigen gleich doppelt zur Kasse gebeten und 
die Reichen erhalten noch mehr Steuergeschenke. Linke Kräfte 
haben das Referendum ergriffen. ___________________________ 22

Was meinen wir mit Sozialismus?: Autoritäre Regime und  
„sozialdemokratische“ Parteien in aller Welt haben die ursprüngli‐
chen Anliegen sozialistischer Politik verzerrt oder in ihr Gegenteil 
verkehrt. Um eine glaubwürdige sozialistische Bewegung aufbau‐
en zu können, müssen wir nach den Grundsätzen eines demokra‐
tisch-revolutionären Sozialismus fragen. ___________________ 26

In eigener Sache: Warum wir eine Bewegung für den 
Sozialismus aufbauen. ____________________________________ 31

Inhalt antikap Nr. 8

Herbst 2018  |  antikap Nr. 8  |  3



Am 14. Juni 2019 wird es erneut einen schweizweiten Frauen*streik geben. Überall wird or‐
ganisiert und diskutiert. Viele Fragen kommen dabei auf:  Warum braucht es einen Frau‐
en*streik? Warum wird als Protestform der Streik gewählt? Was bedeutet überhaupt Frau‐
en*streik? Welche Konsequenzen hat ein Streik für jede* einzelne und was können wir aus 
den Erfahrungen vom ersten Frauen*streik am 14. Juni 1991 lernen?  von Lisi Kalera

 Streiks und Arbeitskämpfe im 21. Jahrhundert 

Warum streiken?
Gründe  für  einen  Frauen*streik  gibt  es  viele:   Jede*  Frau* 

hat  ihre  persönlichen  Gründe  für  einen  Frauen*streik.   Beim 
Austausch  mit  Frauen*  über  ihre  Streikgründe  ist  mir  aufge­
fallen,   dass  ich  mich  häufig  darin  wiedergefunden  habe.   Oft 
dachte  ich:   „Ja,   stimmt,   das  hat  mich  auch  schon  wütend  ge­
macht.   Stimmt,   das  Gefühl  der  unglaublichen  Ungerechtig­
keit  und  gleichzeitigen  Hilflosigkeit  über  diese  schiere,  
vermeintliche  Machtlosigkeit  hatte  ich  auch  schon,   . . .   und 
zwar  viel  zu  häufig.“ 
Ob  es  um  häusliche  Gewalt  geht;   ob  es  um  Diskriminie­

rung  am  Arbeitsplatz  und  fehlende  Anerkennung  der  geleis­
teten  Arbeit  im  Beruf  und  zu  Hause  geht;   ob  es  um  den 
Zwang  geht,   so  und  so  aussehen  zu  müssen  und  Geschlech­
ternormen  entsprechen  zu  müssen;   ob  es  um  fehlende  Kin­
derbetreuung  oder  darum  geht,   dass  wir  einen  doppelten 
Arbeitstag  haben,   weil  nach  der  Lohnarbeit  zu  Hause  der 
Haushalt  und  die  Kinder  warten  und  das  Abendessen  noch 
gemacht  werden  muss  –  die  Streikgründe  sind  zahlreich.

Frauen*  sind  nach  wie  vor  für  den  Grossteil  der  unbezahl­
ten  Sorgearbeit  zuständig,   weshalb  viele  Frauen*  Teilzeit  ar­
beiten,   um  Erwerbsarbeit  und  Familie  unter  einen  Hut 
bringen  zu  können.   Feminisierte  Berufe  werden  als  weniger 
wichtig  wahrgenommen  und  sehr  viel  schlechter  bezahlt  als 
vergleichbare  Männerberufe.   Aufgrund  der  strukturell  nied­
rigeren  Löhne  in  typisch  „weiblichen“  Berufen,   aufgrund  der 
Lohndiskriminierung  bei  gleicher  Arbeit  und  aufgrund  der 
Teilzeitarbeit  können  Frauen*  zu  all  dem  auch  noch  sehr  viel 
weniger  in  ihre  Altersversorge  einzahlen,   weshalb  Altersar­
mut  bei  vielen  eine  drohende  Realität  ist.  

Das wollen wir endlich ändern!
Es  geht  um  sehr  viel  mehr  als  nur  um  Lohngleichheit:   Es 

geht  um  eine  radikale  Umverteilung  von  Zeit,   Geld  und 
Macht  im  kapitalistischen  Wirtschaftssystem  und  es  geht  um 
einen  Wandel  im  Wertesystem.   Wir  wollen  eine  Aufwertung 
der  Sorgearbeit  und  der  unbezahlten  und  unsichtbaren  Haus­
arbeit.   Wir  wollen,   dass  Berufe,   in  denen  vor  allem  Frauen* 
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arbeiten,   die  Anerkennung  und  Bezahlung  erhalten,   die  sie 
verdienen.   Wir  fordern,   dass  Sorge­  und  Hausarbeit  zwi­
schen  den  Geschlechtern  gleichberechtigt  aufgeteilt  wer­
den  und  allgemein  jede*r  mehr  Zeit  für  diese  wertvolle 
Arbeit  hat.   Dafür  braucht  es  eine  radikale  Arbeitszeitver­
kürzung,   damit  jede*r  mehr  Zeit  für  die  Sorge­  und  Haus­
arbeit  hat.   Ein  wichtiger  erster  Schritt  für  eine  Vergesell­  
schaftung  der  Sorge­  und  Hausarbeit  wäre  eine  gratis  Be­
treuung  für  Kinder,   kranke  und  ältere  Menschen,   damit 
nicht  mehr  wir  Frauen*  diese  Arbeiten  allein  verrichten 
müssen.  
Uns  Frauen*  wird  von  klein  auf  eingeimpft,   geduldig,  

unauffällig  und  genügsam  zu  sein.   Wenn  wir  uns  auflehnen 
und  im  privaten  Familienkreis,   auf  Arbeit  oder  im  öffentli­
chen  Raum  unsere  Rechte  einfordern,   wird  uns  vorgewor­
fen,   unweiblich,   unbescheiden,   oder  „Emanzen“  zu  sein.  
Mit  Geduld  werden  wir  die  bestehenden  ungleichen  Ver­
hältnisse  nicht  beseitigen,   das  hat  sich  die  letzten  Jahrhun­
derte  gezeigt.

Wenn Frau* will, steht alles still
Wir  stehen  mit  unseren  Forderungen  nicht  alleine  da!  

Wir  sind  nicht  machtlos,   weil  wir  viele  sind.   Und  weil  wir 
viele  sind,   können  wir  diese  Probleme  angehen!   Wir  haben 
die  Macht:   Wenn  wir  Nein  sagen,   bleibt  die  Wirtschaft  ste­
hen,   funktioniert  die  Gesellschaft  nicht  mehr,   überwinden 
wir  die  Ausbeutung  des  Kapitalismus.   Diese  Macht  können 
und  müssen  wir  nutzen,   wenn  wir  die  Gesellschaft  nach  un­
seren  Vorstellungen  gestalten  wollen.   Ein  Streik  ist  das  Mit­
tel  dazu.   Ein  Streik  der  Hausarbeit,   der  Sorgearbeit  und  der 
Lohnarbeit  zeigt  der  Welt,   was  wir  alles  den  ganzen  Tag 
machen  und  nicht  gesehen  wird.   Machen  wir  unsere  Arbeit 
sichtbar  und  brechen  wir  mit  den  unterdrückenden  Macht­
verhältnissen,   indem  wir  zeigen,   was  passiert,   wenn  wir  uns 
verweigern.  

Was ist mit einem Streik gemeint?
Von  tatsächlichen  Arbeitsniederlegungen  im  Betrieb,   über 

den  Streik  der  Sorge­  und  Hausarbeit  bis  hin  zu  zahlreichen 
kreativen,   symbolischen  Formen  des  Streiks  war  am  ersten 
Frauen*streik  in  der  Schweiz  am  14.   Juni  1991   alles  ver­
treten.   An  diesem  Tag  gingen  500'000  Frauen*  auf  die  Stras­
se.   Das  war  der  grösste  Streik  in  der  Schweizer  Geschichte.  
Die  Stimmung  war  ausgelassen,   lustvoll  und  fröhlich.   In  der 
gesamten  Schweiz  gab  es  verschiedene  Formen  des  Streiks,  
um  ein  Zeichen  gegen  die  Diskriminierung,   Unterdrückung 
und  Gewalt  zu  setzen.  
Dabei  wurde  der  traditionelle  Arbeitsbegriff  auf  alle  Tä­

tigkeitsbereiche  von  Frauen*  –  ob  bezahlt  oder  unbezahlt,  
ob  zu  Hause  oder  am  ausserhäuslichen  Arbeitsplatz  –  aus­

geweitet.   Parallel  dazu  weitete  sich  auch  der  Streikbegriff 
aus:   Frauen*  streikten  nicht  mehr  nur  als  Lohnabhängige,  
sondern  auch  als  Konsument*innen,   sie  streikten  in  ihrer 
Funktion  als  Hausfrauen*,   Mütter  oder  Sorgende  um  älte­
re  und  kranke  Menschen.  
Der  Frauen*streik  versteht  sich  gleichzeitig  als  politi­

schen  Protest  gegen  die  überholte  geschlechterspezifische 
Arbeitsteilung,   als  Mittel  der  landesweiten  Mobilisierung 
von  Frauen*  und  als  Instrument  der  Durchsetzung  einer 
Umverteil­   ung  von  Zeit  und  Geld  im  kapitalistischen  Wirt­
schaftssystem.

Arbeitsniederlegung – geht das?
In  einigen  Betrieben  wurde  am  14.   Juni  1991   den  gan­

zen  Tag  über  von  Frauen*  die  Arbeit  niedergelegt.   Praktisch 
die  gesamte  Belegschaft  der  Rhodanus  Microtechnic  AG  in 
Naters  (Wallis)   nutzte  1991   den  Frauen*streiktag,   um  auf 
die  schlechte  Lohnsituation  aufmerksam  zu  machen.   Brut­
tolöhne  zwischen  1300  und  1800  Franken  waren  die  Re­
gel.   Rund  70  Frauen*  legten  deshalb  am  14.   Juni  1991   die 
Arbeit  nieder  und  gingen  auf  die  Strasse.  
In  der  Züricher  Werbeagentur  ASGS  streikten  ebenfalls 

Frauen*.   Susi  Knecht,   Buchhalterin  und  Rädelsführerin  des 
Frauen*streiks  in  der  Werbeagentur,   verfasste  einen  Aufruf 
zur  ganztätigen  Arbeitsniederlegung  und  motivierte  Kol­
leg*innen  im  gesamten  Zürcher  Werbeumfeld  Aktionen  an­
zukurbeln.   Neben  einem  Streikhappening  für  alle  Frauen* 
wurde  ein  Tagesprogramm  mit  dem  Schwerpunktthema 
„Sexismus  in  der  Werbung“  organisiert.   Damit  führten  die 
Frauen*  ihren  Kollegen  vor  Augen,   wie  deren  Werbespots 
die  Unterdrückung  von  Frauen*  rechtfertigen.  

Kreative Formen des Streiks
Am  14.   Juni  1991   haben  Tausende  von  Frauen*  nicht  ge­

kocht,   nicht  bedient,   gingen  nicht  einkaufen  und  haben 
auch  nicht  aufgeräumt.   Stattdessen  haben  sie  die  Haus­  und 
Sorgearbeit  bestreikt  und  dies  mit  aus  dem  Fenster  hängen­
den  Besen,   Pfannen  und  Laken  auch  deutlich  gezeigt.   Sie 
blieben  jedoch  an  diesem  Tag  nicht  allein  zu  Hause,   son­
dern  haben  sich  kollektiv  organisiert,   Streiksuppen  und 
Frauen*mittagessen  veranstaltet.   Mit  lila­pink­violetten  Klei­
dern  haben  Frauen*  auf  der  Strasse,   im  Büro,   zu  Hause  oder 
im  Verkauf  ihre  Streikbereitschaft  symbolisiert.  
Mit  diesen  und  weiteren  zahlreichen  Aktionen  haben 

Frauen*  am  Streiktag  auf  kreative  und  lustvolle  Weise  auf 
die  patriarchalen  und  diskriminierenden  Verhältnisse  im 
Alltag  aufmerksam  gemacht.   Schüler*innen  und  Kolleg*in­
nen  brachten  Stühle,   Rosen,   Kaffee  und  Croissant  in  die  Ver­
kaufsläden,   um  den  Verkäufer*innen  zu  einer  Pause  zu 
verhelfen.   Es  fanden  Streikpicknicks  auf  den  Hauptplätzen 
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„ Es  geht  um  sehr  viel  mehr  als   nur  um  Lohngleichheit:  
Es  geht  um  eine  radikale  Umverteilung  von  Zeit,   Geld  und 
Macht  im  kapitalistischen  Wirtschaftssystem  und  es  geht 
um  einen  Wandel  im  Wertesystem. “



wie  in  Porrentruy  statt  und  in  diversen  Städten  wurden  patriar­
chale  Statuen  umdekoriert.   Im  Zentrum  von  Zürich  haben  Frau­
en*  Strassenschilder  nach  bekannten  weiblichen  Persönlich­ 
keiten  umbenannt  um  anzuprangern,   dass  in  der  Innenstadt 
mehrheitlich  männliche  Namen  auf  den  Strassenschildern  ste­
hen.  

Repression!? – Wer hat hier das sagen?
Viele  Frauen*  hatten  1991   im  Vorfeld  Angst  vor  Repression 

und  diverse  Arbeitgeber  haben  mit  Entlassungsdrohungen  da­
zu  tatkräftig  beigetragen.   Die  Gewerkschaften  hatten  sich  auf 
überbordende  Anfragen  um  Rechtshilfe  bei  Entlassungen  oder 
Lohnabzügen  eingestellt.   Letzten  Endes  umsonst,   denn  es  gab 
nur  sehr  wenige  Fälle,   in  denen  neben  leeren  Worten  tatsäch­
lich  etwas  geschehen  ist.
Fakt  ist,   dass  1991   der  Grossteil  der  über  500'000  Frauen* 

keine  Konsequenzen  aufgrund  des  Streiks  zu  tragen  hatten.   Das 
ist  eine  wichtige  Erfahrung  für  2019.   Die  Tatsache,   dass  so  vie­
le  Menschen  für  den  Frauen*streik  waren,   die  Tatsache,   dass 
der  Frauen*streik  auch  medial  ein  sehr  grosses  positives  Echo 

erhielt,   könnte  ein  wesentlicher  Grund  dafür  gewesen  sein,   dass 
die  angekündigte  Repression  am  Arbeitsplatz  ausblieb.   Die  ge­
sellschaftliche  Abstützung  für  den  Frauen*streik  war  dermas­
sen  gross,   dass  Unternehmer*innen  mit  repressiven  Massnahmen 
gegen  streikende  Frauen*  ihren  Ruf,   ihr  Ansehen  und  ihre  Re­
putation  massiv  gefährdet  hätten.   Das  soziale  und  politische 
Machtverhältnis  war  auf  unserer  Seite.
Unser  grösster  Schutz  vor  Repression  sind  wir.   Wenn  wir  vie­

le  sind,   die  hinter  dem  Frauen*streik  stehen  und  unsere  Forde­
rungen  nach  Veränderung  auf  die  Strasse  tragen,   haben  wir  die 
gesellschaftliche  Kraft,   Veränderungen  herbeizuführen.   Das  ha­
ben  wir  1991   erreicht  und  das  möchten  wir  auch  wieder  2019 
erreichen.   Der  Frauen*streik  ist  erst  der  Anfang  einer  grossen 
feministischen  Bewegung  in  der  Schweiz.   Damit  unsere  Forde­
rungen  wirtschaftlich  und  politisch  umgesetzt  werden,   braucht 
es  mehr  als  einen  Tag  symbolischen  Streiks.   Doch  der  Frau­
en*streik  am  14.   Juni  2019  ist  ein  wichtiger  Anfang  für  eine 
breite  politische  Bewegung  von  unten!

Wenn Frauen* wollen, kommt alles ins Rollen!
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1. Für eine Kollektivierung der Pflege und 
Erziehungsarbeit!
Anstatt die in der Regel unbezahlte Carearbeit den Frauen* zu 
überlassen oder unter schlechten Bedingungen an migrantische 
Arbeitskräfte zu delegieren, fordern wir öffentliche Einrichtungen 
und Initiativen, durch welche Carearbeit gesellschaftlich aner‐
kannt und kollektiv organisiert wird: Flächendeckende Kinderkrip‐
pen, unentgeltliche Tagesstrukturen, öffentliche Mittagstische, 
Wäschereien etc.

2. Für eine gleichberechtigte Gesellschaft, in der alle 
die gleichen Lebensperspektiven haben!
Kinder werden von Geburt an als «Mädchen» oder «Jungen» be‐
zeichnet und dementsprechend erzogen. Dies zeigt sich in der Er‐
ziehung, in der Schule, in der beruflichen Ausbildung oder auch in 
der Freizeit. Wir fordern eine sofortige Aufwertung schlecht be‐
zahlter und oft von Frauen geleisteter Arbeitsbereiche und ein En‐
de der Lohndiskriminierung! Darüber hinaus fordern wir eine dras‐
tische Arbeitszeitverkürzung und einen Mindestlohn, der es uns 
allen ermöglicht, unser Leben selbstbestimmt zu gestalten und 
gegen Ungleichheit und Diskriminierung anzukämpfen.

3. Für das uneingeschränkte Recht der Frauen*, über 
den eigenen Körper zu bestimmen!
In unserer patriarchalen Gesellschaft fühlen sich Männer tenden‐
ziell legitimiert, Frauen zu dominieren und zu kontrollieren. Dies 
äussert sich in sexistischem Verhalten, sexualisierter Gewalt bis 
hin zu Vergewaltigung und körperlicher und physischer Gewalt 
gegen Frauen. Wir fordern ein Umdenken hin zu einer Gesellschaft, 
in der Gewalt und Diskriminierung keinerlei Akzeptanz finden. Wir 
verurteilen die Straflosigkeit von Tätern und ermutigen Frauen*, 

sich gemeinsam zu organisieren, um Selbstvertrauen zu gewin‐
nen und sich zu verteidigen. Wir verteidigen das Recht auf 
Schwangerschaftsabbruch und seine Finanzierung durch die 
Krankenversicherung. Wir fordern kostenlose Verhütungsmittel.

4. Für eine freie Wahl der eigenen Identität und der 
sexuellen Orientierung!
Die geschlechtliche Arbeitsteilung und die Rollenbilder erzeugen 
eine Norm der Heterosexualität, die von fundamentalistisch-reli‐
giösen Kreisen fanatisch verteidigt wird. Wir verurteilen die Dis‐
kriminierung von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung, 
sei es am Arbeitsplatz, in der Familie, im Gesetz oder auf der 
Strasse und fordern eine Gesellschaft, in der alle über ihre eige‐
ne Identität und ihre sexuelle Orientierung frei bestimmen dürfen.

5. Für einen intersektionalen und
klassenkämpferischen Feminismus!
Wir verurteilen jegliche Formen (pseudo-)feministischer Ansätze, 
die im Namen von Frauenrechten eine fremdenfeindliche und / 
oder islamophobe Politik vertreten. Ein grosser Teil der Beschäf‐
tigten in der Schweiz sind Immigrant*innen, Frauen* mit Migrati‐
onshintergrund sind genauso – wenn nicht noch mehr – von Ge‐
walt, Diskriminierung und Ausbeutung betroffen. Wir lehnen es 
ab, dass Lohnabhängige aufgrund ihrer Herkunft oder Nationali‐
tät diskriminiert oder gegeneinander ausgespielt werden. Wir las‐
sen uns nicht spalten! Nur wenn wir uns nicht nur gegen die Ge‐
schlechterdiskriminierung, sondern auch gegen jede Form des 
Rassismus und der sozialen Ungleichheit zur Wehr setzen und 
feministische Anliegen mit anderen Kämpfen verbinden, können 
wir die derzeitigen patriarchalen und kapitalistischen Verhältnis‐
se überwinden!

 Unsere Forderungen für den Frauen*streik 
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Philipp  Gebhart:   Am  14.   Juni  1991   beteiligten  sich  ei­

ne  halbe  Million  Frauen  am  ersten  Frauenstreik  der 

Schweiz.   Für  ein  Land,   das  Streiks  eher  aus  den  Ge­

schichtsbüchern  als  aus  der  politischen  Praxis  kennt,   als 

aus  der  politischen  Praxis,   sind  das  erstaunliche  Zahlen.  

Was  hat  dich  abgesehen  von  der  riesigen  Teilnehmerin­

nenzahl  am  meisten  beeindruckt?

Ursula  Urech:   Am  meisten  beeindruckt  hat  mich  die  breite 
Solidarität  und  die  riesengrosse  Beteiligung  von  so  vielen  Frau­
en  in  der  ganzen  Schweiz.   Dieser  Frauenstreik  hat  in  der  Ge­
sellschaft  und  in  den  Gewerkschaften  extrem  viel  bewirkt.
Der  Höhepunkt  des  Frauenstreiks  war  für  die  VPOD­Sekre­

tärinnen  und  mich  der  Moment,   als  tausende  von  Frauen  –  li­

la  oder  bunt  gekleidet  –  im  Sternmarsch  aus  allen  Richtungen 
(aufgeteilt  nach  Stadtkreisen)   kommend  auf  den  Helvetiaplatz 
strömten,   wo  gar  nicht  alle  Frauen  Platz  fanden.   Wir  haben  ja 
nicht  gewusst,   wie  viele  kommen  würden.   Wir  sind  uns  um 
den  Hals  gefallen  und  allen  kamen  die  Tränen.

Der  Frauenstreik  1991   wurde  unter  anderem  von  Uh­

renarbeiterinnen  aus  dem  Jura  lanciert.   Kam  es  auch  in 

anderen  Sektoren  zu  tatsächlichen  Arbeitsniederlegungen?

Die  Zahl  der  Streikenden  war  in  Zürich  nicht  sehr  gross.  
Allerdings  führte  der  Streik  zu  Veränderungen  in  den  Bezie­
hungen  zwischen  den  Geschlechtern  in  den  verschiedenen  Be­
wegungen  und  Parteien.
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   Frauenstreik 1991 

«Dieser Frauenstreik hat 
 extrem viel bewirkt.»

Der Kampf für die Rechte der Frauen in der Schweiz hat eine lange und zähe Geschichte. Das 
Wahlrecht für Frauen auf nationaler Ebene wurde in der Schweiz erst 1971 (letztes europäisches 
Land!) eingeführt; die Legalisierung des Schwangerschaftsabbruches im Jahr 2002; und das Recht 
auf Mutterschutz nach der Geburt tatsächlich erst im Jahr 2005. Im Hinblick auf die Gleichstellung 
der Geschlechter wurde am 14. Juni 1981 ein Verfassungsartikel zur Gleichstellung von Männern 
und Frauen angenommen. Jedoch mussten Frauen 1990 feststellen, dass der 1981 eingeführte 
Gleichstellungsartikel nicht zu einer Aufhebung der Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen 
führte. Um dagegen etwas zu unternehmen, lancierten sie einen schweizweiten Frauenstreik. Ursula 
Urech war damals Gewerkschaftssekretärin und aktiv an der Organisation des Streiks im Raum 
Zürich beteiligt. Hinsichtlich des geplanten Frauen*streiks 2019 stellten wir ihr einige Fragen, um 
den historischen Vorläufer des aktuellen Frauen*streiks besser kennenzulernen. 

Interview mit Ursula Urech. Die Fragen stellte Philipp Gebhardt.
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Wie  sah  es  im  Gesundheitssektor  aus?  Inwiefern  konnte 

der  Frauenstreik  dort  etwas  bewirken?

Die  grössten  Auswirkungen  hatte  der  Frauenstreik  im  Kan­
ton  Zürich  und  in  der  übrigen  Schweiz  in  den  Jahren  darnach 
beim  Gesundheitspersonal.   Im  Kanton  Zürich  war  es  immer  wie­
der  zu  Lohndiskriminierungen  gekommen.   Neue  Lohnsysteme 
entpuppten  sich  als  Sparsysteme.   Damit  wurde  die  Lohngleich­
heit  verhindert  oder  Errungenschaften  rückgängig  gemacht.
In  den  1990er  Jahren  –  also  nach  dem  Frauenstreik  und  20 

Jahre  nach  Annahme  der  Volksinitiative  für  die  Gleichstellung 
von  Frau  und  Mann  –  hat  im  Gesundheitsbereich  ein  markan­
ter  Personalabbau  stattgefunden.   1991   wurde  im  Kanton  Zürich 
zum  Beispiel  entschieden,   die  Löhne  um  zwei  Lohnklassen  zu­
rückzustufen.  
Der  VPOD  und  die  SBK  (der  Berufsverband  des  Personals  im 

Gesundheitswesen)   hatten  diesen  Entscheid  mitgetragen.   Sie 
verletzten  damit  den  Verfassungsartikel  „Gleichen  Lohn  für  glei­
che  Arbeit”.   Die  Besitzstände  der  männlichen  Angestellten  hin­
gegen  blieben  gewahrt.   Im  Dezember  1999  kam  es  deshalb  in 
Zürich  zu  einer  Grossdemonstration  mit  7000  Teilnehmenden 
aus  dem  Gesundheitsbereich.
Vom  2.   bis  4.   Mai  2000  haben  im  Kanton  Zürich  drei  Akti­

onstage  unter  dem  Slogan  "Ohne  uns  läuft  nichts"  stattgefun­
den.   Das  Gesundheitspersonal  zwang  die  Spitalleitungen  von 
23  städtischen  und  kantonalen  Spitälern  dazu,   an  drei  Tagen 
auf  Sonntagsdienst  zu  reduzieren.   Es  wurde  ein  Sicherheitskon­
zept  ausgearbeitet,   um  die  Versorgung  der  Patient*innen  zu  ge­
währleisten.   Viele  v.a.   junge  Frauen  kämpften  zum  ersten  Mal 
für  ihre  Rechte.   Im  ganzen  Kanton  haben  über  7000  Pflegefach­
frauen  und  ­männer  teilgenommen.   Vor  dem  Kantonspital  in 
Zürich  wurde  die  Strasse  blockiert.
2001   hat  diese  Bewegung  eine  Lohngleichheitsklage  gegen 

den  Kanton  Zürich  eingereicht.   Die  Klägerinnen  erhielten  vor 
dem  Verwaltungsgericht  Recht.   Es  gab  Lohnstufenerhöhungen 
und  Lohnnachzahlungen.   Viele  Pflegefachfrauen  haben  davon 
profitiert  (Kosten  für  den  Kanton  Zürich:   280  Mio.   Franken) .  
Anschliessend  haben  Frauen  auch  in  anderen  Kantonen  Lohn­
gleichheitsklagen  eingereicht.   2002  hat  das  Pflegepersonal  Kla­
gen  gegen  die  Stadt  Zürich  eingereicht.   Fünf  Jahre  später 
erhielten  auch  diese  Klägerinnen  vor  Bundesgericht  Recht.   Es 
mussten  Lohnnachzahlungen  im  Betrag  von  50  Mio.   Franken 
geleistet  werden.   2009  wurden  mit  Klagen  gegen  die  Stadt  Zü­
rich  weitere  Siege  eingefahren.

Neben  deiner  aktiven  Rolle  als  Gewerkschaftssekretärin 

bei  der  Gewerkschaft  Verkauf  Handel  Transport  Lebensmit­

tel  (VHTL)   hast  du  auch  das  Organisationskomitee  des 

Streiks  in  Zürich  mitbegründet.   Wie  lief  die  Koordination 

zwischen  den  verschiedenen  Gewerkschaften  und  Parteien,  

politischen  Organisationen,   Frauenvereinen  und  Einzelper­

sonen?

Ich  selbst  war  und  bin  Mitglied  des  VPOD,   d.h.   der  Gewerk­
schaft  des  öffentlichen  Personals.   Beim  VHTL  war  ich  als  Sekre­
tärin  angestellt.   Die  nationale  Frauensekretärin  des  VPOD,   die 
Sekretärin  der  Lehrerinnen­  und  Lehrer­Sektion  des  VPOD  Zü­
rich  und  ich,   wir  haben  alle  Frauen  der  linken  Szene,   d.h.   der 
Parteien,   Gewerkschaften,   Frauengruppen  etc.,   aber  auch  bür­

gerliche  Frauengruppen  eingeladen,   mit  dem  Ziel,   ein  Zürcher 
Streikkomitee  zu  gründen,   was  uns  auch  sehr  gut  gelungen  ist.  
Dieses  Streikkomitee  hat  alles  besprochen,   koordiniert,   organi­
siert  und  mobilisiert.  

Als  Sekretärin  des  VHTL  warst  du  unter  anderem  zustän­

dig  für  das  Verkaufspersonal.   Welche  Formen  nahm  der 

Streik  in  diesen  feminisierten,   aber  gewerkschaftlich  nur 

schwach  organisierten  Berufen  an? 

Im  Vorfeld  des  Streiks  habe  ich  eine  Gruppe  von  Verkäuferin­
nen  zusammengetrommelt.   Wir  haben  gewusst,   dass  es  sehr 
schwer  bis  unmöglich  ist,   Verkäuferinnen  zum  Streiken  zu  be­
wegen.   Sie  wären  sofort  fristlos  entlassen  worden.   Das  ist  auch 
heute  noch  so.   In  dieser  Branche  wird  nicht  einmal  das  Arbeits­
gesetz  überall  eingehalten.   Meine  Hauptaufgabe  ist  es  gewesen,  
ihnen  die  Angst  zu  nehmen.

Kannst  du  ein  Beispiel  einer  Streikaktion  genauer  erläu­

tern?

Eine  Gruppe  von  VHTL­Frauen  und  ich  haben  am  Streiktag 
lila  Plastikstühle  in  den  Globus  an  der  Bahnhofstrasse  hinein­
getragen  und  versucht,   diese  an  die  Verkäuferinnen  zu  vertei­
len  mit  der  Begründung,   dass  sie  doch  sicher  müde  Beine  haben 
und  einmal  einen  Moment  absitzen  möchten.   Dazu  haben  wir 
Flugblätter  und  Werbematerial  verteilt  und  unsere  Aktion  er­
klärt.   Wir  haben  mitten  im  Erdgeschoss  des  Globus  einen  Kreis 
gebildet  und  Frauenlieder  gesungen.   Die  Verkäuferinnen  haben 
sich  einerseits  gefreut,   andere  waren  geniert.   Ständig  sind  ir­
gendwelche  Vorgesetzte  herumgeschwirrt  und  waren  etwas  rat­
los.   Keiner  hat  es  gewagt,   uns  nahe  zu  kommen  oder  uns 
wegzuweisen.   Natürlich  gab  es  von  Seiten  der  Kundinnen  und 
Kunden  positive  und  negative  Reaktionen.   Aber  wir  haben  un­
ser  Ding  unberührt  durchgezogen  und  sind  dann  nach  längerer 
Zeit  wieder  abgezogen,   ohne  dass  irgendetwas  Negatives  vor­
gefallen  wäre.   Die  Vorgesetzten  wussten  genau,   dass  möglich­
weise  etwas  in  der  Presse  erscheinen  würde.   Sie  hatten  also 
Angst,   aber  auch  Respekt.   Das  war  mein  Eindruck.

Du  hast  vorhin  die  drohende  Repression  im  Verkauf  er­

wähnt,   falls  Verkäuferinnen  tatsächlich  ihre  Arbeit  nieder­

gelegt  hätten.   Kannst  du  uns  ein  Beispiel  geben,   wo  es  zu 

Entlassungen  und  anderen  Disziplinarmassnahmen  gekom­

men  ist? 

Ich  war  im  VHTL  auch  für  die  Betreuung  der  Kiosk­Angestell­
ten  zuständig.   Das  bedeutet  harte  Arbeit,   extrem  lange  Arbeits­
zeiten  und  tiefe  Löhne.   Ich  konnte  eine  Kiosk­Frau  davon 
überzeugen,   einen  Tag  zu  streiken.   Sie  hat  einen  grossen  Kiosk 
im  Flughafen  Kloten  geleitet.   Sie  hat  das  so  gut  gemacht  –  auch 
mit  einem  interessanten  Bücherangebot  –  dass  sie  grossen  Um­
satz  erzielt  hat.   Trotzdem  wurde  sie  am  gleichen  Tag  entlassen.  
Sie  hat  damit  gerechnet.   Trotzdem  hatte  sie  anschliessend  eine 
schwere  Krise.   Ich  habe  immer  wieder  versucht,   sie  zu  trösten,  
ihr  zu  erklären,   warum  sie  entlassen  wurde,   dass  wir  im  Kapi­
talismus  leben,   wo  nur  der  maximale  Profit  zählt,   die  Menschen 
aber  unter  die  Räder  kommen.   Ich  habe  ihr  auch  geholfen,   ei­
ne  neue  Stelle  zu  finden  und  sie  dabei  beraten.
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Cedric  Stucki:   Im  Laufe  des  Jahres  2018  streikten  Arbei­

ter*innen  im  Bildungsbereich  in  verschiedenen  Staaten.   Wie 

kam  es  zu  dieser  Streikwelle?  Sie  begann  in  republikanisch 

dominierten  Staaten.   Warum  wurde  gerade  in  vermeintlich 

konservativen  Staaten  gestreikt?

Dana  Blanchard:   Zuerst  möchte  ich  betonen,   wie  bahnbre­
chend  diese  Bildungsstreiks  waren.   Eine  Rebellion  in  den  „right­
to­work“­Staaten1,   im  Herzen  der  Trump­Länder,   die  durch  Or­
ganisationsbemühungen  in  der  Basis  aufgebaut  wurde,   ist  ein 
unglaubliches  Modell  für  alle  Menschen  der  Arbeiter*innenklas­
se  in  den  Vereinigten  Staaten  und  darüber  hinaus.   Bei  diesen 
Streiks  geht  es  auch  um  so  viel  mehr  als  nur  um  Vertragskämp­
fe  für  höhere  Löhne;   sie  sind  zu  einem  Raum  geworden,   in  dem 
über  die  falsche  Priorisierung  eines  Systems  gesprochen  werden 
kann,   das  Milliarden  für  Waffen  und  Kriege  und  Pennys  für  das 
Wohlergehen  von  Kindern  ausgibt.  
In  vielerlei  Hinsicht  waren  diese  Streiks  eine  Überraschung  ­  

selbst  diejenigen  von  uns,   die  seit  vielen  Jahren  in  der  Arbei­
ter*innenbewegung  organisiert  sind,   haben  sie  nicht  vorherge­
sagt  und  sicherlich  nicht  gedacht,   dass  sie  an  Orten  beginnen 
würden,   die  bei  den  Wahlen  2016  für  Trump  gewählt  haben.   Aber 
die  Rahmenbedingungen,   die  die  Angriffe  ausgelöst  und  die  Flam­
men  des  Widerstandes  angefacht  haben,   sind  eigentlich  schon 
lange  vorhanden.   Nach  der  Rezession  wurden  die  Mittel  für  die 
öffentliche  Bildung  in  den  Staaten  des  Landes  gekürzt.   Die  meis­

 Lehrer*innenstreiks in den USA: 

 Neuer Schwung für die 

 Lohnabhängigen?    

 Streiks und Arbeitskämpfe im 21. Jahrhundert 

Ausgehend von West Virginia streikten im 
Frühjahr 2018 in verschiedenen Bundesstaa‐
ten der USA Lehrer*innen und andere Ange‐
stellte im Bildungsbereich. Die Streikwelle 
befeuerte eine Reihe weiterer Proteste im 
Bildungsbereich, aber auch in anderen Be‐
reichen. Dana Blanchard ist ehemalige Leh‐
rerin und Aktivistin der International Socia‐
list Organisation (ISO). Sie hat die Streiks 
aktiv begleitet und verschiedene Artikel da‐
zu geschrieben. Wir haben mit ihr gespro‐
chen, um mehr über diesen Aufschwung der 
amerikanischen Arbeiter*innenbewegung 
und seine Hintergründe zu erfahren.

Interview mit Dana Blanchard. 
Die Fragen stellte Cedric Stucki.

Dana Blanchard wird am 11. & 12. Januar im Rahmen 
des „Anderen Davos“ in Zürich über die Lehrer*innen‐
streiks und die Situation in den USA sprechen.



ten  dieser  Kürzungen  erfolgten  auf  bundesstaatlicher  und 
lokaler  Ebene,   wobei  die  Bundesmittel  für  das  Bildungswe­
sen  mit  etwa  10  Prozent  konstant  blieben.   Republikanische 
Gouverneure  und  Parlamente,   die  darauf  aus  sind,   Einkom­
mens­  und  Unternehmenssteuern  zu  kürzen,   haben  die 
Schulkassen  ausgeweitet.   Ein  Teil  des  Grundes,   warum  die­
se  Streiks  in  den  republikanisch  geführten  Staaten  began­
nen,   war,   weil  einige  der  brutalsten  Kürzungen  der 
Bildungsbudgets  dort  vorgenommen  wurden.   Dies  führte  zu 
massivem  Lehrer*innenmangel,   da  die  Menschen  den  Beruf 
verlassen,   weil  sie  finanziell  nicht  überleben  können  oder 
weil  sie  über  die  Grenzen  in  andere  Staaten  ziehen,   wo  sie 
in  der  Lage  sein  könnten,   mehr  als  öffentliche  Erzieher*in­
nen  zu  verdienen.  
Aber  die  Republikaner*innen  waren  nicht  allein:   Demo­

krat*innen  haben  sich  enthusiastisch  in  gemeinsamen  An­
griffen  auf  die  Finanzierung  für  Schulen  und  öffentliche 
Dienstleistungen  über  dem  Land  angeschlossen.   Gemeinsam 
haben  sie  ein  parteiübergreifendes  Programm  des  Neolibe­
ralismus  in  der  öffentlichen  Bildung  durchgesetzt  –  Privati­
sierung,   Deregulierung  und  tiefe  Einschnitte  in  staatliche 
Programme  sowie  die  Verlagerung  öffentlicher  Gelder  an 
privat  geführte  Charter­Schulen.  
Je  nach  dem,   wo  sie  wohnen,   ist  es  ist  für  die  meisten 

Lehrer*innenhaushalte  mit  ihrem  Gehalt  nicht  möglich,   ei­
ne  Familie  oder  sogar  eine  Einzelperson  zu  unterstützen.  
Viele  Beschäftigte  im  öffentlichen  Bildungswesen  haben 
mehrere  Nebenjobs,   um  über  die  Runden  zu  kommen  und 
Studierendenkredite  zurückzuzahlen,   die  über  Jahre  in  der 
Hochschulbildung  angesammelt  wurden,   welche  für  die  Zer­
tifizierung  notwendig  ist.     Die  Anzahl  der  Barkeeper,   Uber­
Fahrer*innen,   Kellner*innen,   Nachhilfelehrer*innen  und 
mehr,   die  auch  Lehrer*innen  öffentlicher  Schulen  sind,   ist 
erstaunlich.  
Jahrzehntelange  überparteiliche,   neoliberale  Umstruktu­

rierungen  des  öffentlichen  Bildungswesens  sowohl  in  den 

„roten“  (republikanischen)   als  auch  in  den  „blauen“  (demo­
kratischen)   Staaten  haben  bisher  zu  Lähmungen  bei  Leh­
rer*innen  und  Arbeiter*innen  im  öffentlichen  Sektor  geführt.  
Aber  diese  Bedingungen  haben  auch  ein  unter  der  Oberflä­
che  brodelndes  Feuer  der  Wut  bei  den  Arbeiter*innen  der 
öffentlichen  Bildung  sowie  Schüler*innen,   Eltern  und  gan­
zen  Arbeiter*innengemeinschaften  entfacht.   Dieser  Zorn 
kann  nur  so  lange  eingedämmt  werden,   bis  er  im  Widerstand 
nach  vorne  bricht.   So  schätze  ich,   dass  die  Frage  nicht  lau­
ten  sollte  ob,   sondern  wann  die  Lehrer*innen  aufstehen  und 
sich  wehren  werden.

Auch  in  anderen  Bereichen  –   z.B.   bei  McDonalds  oder 
den  Luxushotels  in  Chicago  –   gab  es  Arbeitskämpfe.  
Spannend  ist,   dass  arbeitende  Frauen*  in  all  diesen 

Kämpfen  eine  zentrale  Rolle  gespielt  haben.   Erleben  wir 

eine  militante  und  feministische  Erneuerung  der  US­Ar­

beiter*innenbewegung?  Inwiefern  spielt  das  Konzept 

der  Intersektionalität  in  diesen  Kämpfen  eine  Rolle?

Ich  konnte  in  diesem  Herbst  an  dem  erstaunlichen  Kampf 
der  Hotelangestellten  in  Chicago  teilnehmen,   indem  ich  ih­
re  Streikposten  in  der  ganzen  Stadt  unterstützte.   Die  Streiks,  
die  im  September  in  Chicago  begannen  und  sich  seitdem 
über  die  Staaten  ausbreiteten,   entwickelten  sich  nicht  in  ei­
nem  luftleeren  Raum.   Sie  folgen  der  Rebellion  der  Lehrer*in­
nen  im  vergangenen  Frühjahr,   die  die  Politik  des 
Klassenkampfes  und  die  Macht  der  Streikwaffe  wieder  in 
unser  Alltagsvokabular  eingeführt  haben.  
Am  wichtigsten  ist,   dass  wir  den  Streik  der  Hotelarbei­

ter*innen  oder  die  Streiks  der  Lehrer*innen  oder  die  Kämp­
fe  der  McDonald's­Arbeiter*innen  nicht  von  den  sozialen 
Bewegungen  trennen  können,   die  die  Strukturen  der  Unter­
drückung  herausfordern.   Als  die  #MeToo­Bewegung  in  Hol­
lywood  gerade  erst  in  gang  kam,   gewannen  die 
Hotelangestellten  bereits  die  „Hands  Off,   Pants  On“­Verord­
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„ Es  ist  klar,   dass  die  Arbeiter*in­
nenklasse  multiethnisch,   weiblich 
und  queer  ist,   trotz  all  der  Bilder,   die 
uns  von  weissen  Männern  am  Fliess­
band  gezeigt  wurden.   Der  Kampf  der 
Arbeiter*innen  in  Amerika  ist  in  sei­
nem  Kern  intersektional. “ Dana Blanchard: Aktivistin der ISO (International 

Socialist Organisation) in Chicago und Referen‐
tin am Anderen Davos in Zürich 2019.
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nung  in  Chicago,   die  von  den  Chicagoer  Hotels  verlangt,  
Haushälter*innen,   die  allein  arbeiten,   mit  Panikknöpfen  zu 
versorgen,   unter  anderem  zum  Schutz  vor  sexuellem  Miss­
brauch  und  Belästigung.   Der  Gewinn  der  „Hands  Off,   Pants 
On“­Verordnung,   vielleicht  einer  der  ersten  #MeToo­Siege,  
„schickte  eine  dringend  benötigte  Botschaft  an  Frauen*  im 
Gastgewerbe,   dass  wir  gesehen  und  gehört  werden“,   sagte 
eine  Arbeiterin.   Wir  können  die  Kraft  dieser  Botschaft  nicht 
unterschätzen  –  dass  Frauen*  gesehen  und  gehört  werden 
und  ihnen  geglaubt  wird  –  um  Einheit  und  Vertrauen  unter 
diesen  Arbeiter*innen  aufzubauen,   die  an  diesem  beispiel­
losen  Streik  beteiligt  waren.
Was  die  Streiks  der  Lehrer*innen  betrifft,   so  können  wir 

nicht  ignorieren,   dass  Frauen*  diesen  historischen  Kampf 
geführt  haben  und  dass  Unterrichten  ein  Beruf  ist,   der  von 
weiblichen  Arbeiter*innen  dominiert  wird.   77  %  der  Leh­
rer*innen  an  öffentlichen  Schulen  bezeichnen  sich  als  Frau­
en.  
Während  ich  auf  der  Strasse  unterwegs  war,   hörte  ich  so­

wohl  Hotelangestellte  als  auch  Lehrer*innen  sagen,   dass 
man  die  Ausbeutung  von  Arbeiter*innen  nicht  bekämpfen 
kann,   ohne  Strukturen  der  Unterdrückung  zu  bekämpfen,  
und  dass  man  Unterdrückung  nicht  bekämpfen  kann,   ohne 
die  Ausbeutung  zu  bekämpfen  und  unsere  Macht  als  Arbei­
ter*innen  einzusetzen.   Es  ist  auch  klar,   dass  die  Arbeiter*in­
nenklasse  multiethnisch,   weiblich  und  queer  ist,   trotz  all 
der  Bilder,   die  uns  von  weissen  Männern  am  Fliessband  ge­
zeigt  wurden.   Der  Kampf  der  Arbeiter*innen  in  Amerika  ist 
in  seinem  Kern  intersektional.
Aber  die  Verbindungen,   die  Überschneidungen,   hören 

nicht  nur  mit  dem  Kampf  der  Arbeiter*innen  auf.   Wenn 
#MeToo  eine  Frage  der  Arbeit*innenrechte  ist,   ist  „Black 
Lives  Matter“  sowohl  eine  Frage  von  „racial  justice“,   als  auch 
eine  Frage  der  Arbeit*innenrechte.   Schwarze  Frauen*  wa­
ren  die  Anführer*innen  der  Hotelstreiks  und  der  Lehrer*in­
nenstreiks.   Wenn  Arbeiter*innenrechte  ein  #MeToo­Problem 
und  ein  „Black  Lives  Matter“­Problem  sind,   sind  sie  auch 
ein  #AbolishICE­Problem2,   ein  Problem  der  Immigrant*in­
nenjustiz  und  so  weiter.   Die  Zusammenhänge  zwischen  dem 
Kampf  gegen  Unterdrückung  und  Ausbeutung  sind  zu  zahl­
reich,   um  sie  hier  aufzulisten,   aber  die  Streiks  zeigen,   wie 
organisch  die  Menschen  an  mehreren  Fronten  gleichzeitig 
zurückschlagen.  
Solidarität  ist  der  Dreh­  und  Angelpunkt.   Solidarität  ge­

gen  alle  Unterdrückungen:   Die  Solidarität  der  gewerkschaft­
lich  organisierten  Arbeiter*innen  in  anderen  Sektoren  – 
Elektriker*innen,   Sanitärarbeiter*innen,   Maler*innen,   Ca­
terer,   UPS­Fahrer*innen  –  die  sich  alle  weigerten,   die  Streik­
postenketten  bei  den  Hotels  zu  überqueren,   und  die 
Solidarität  ganzer  Gemeinschaften  von  Arbeiter*innen,   die 
die  Streiks  der  Lehrer*innen  unterstützten  und  halfen,   Kin­
der  zu  ernähren  und  zu  versorgen,   als  die  Schulen  in  meh­
reren  Staaten  geschlossen  wurden.  
Es  ist  auch  wahr,   dass  sich  alle  Unterdrückungen  nicht 

nur  überschneiden,   sondern  letztlich  auch  alle  der  gleichen 

herrschenden  Klasse  und  ihrem  rassistischen,   sexistischen,  
homophoben,   transphoben  und  imperialistischen  System 
zugutekommen.   So  ist  ein  Kampf  gegen  Unterdrückung  und 
Ausbeutung  an  einem  Ort  ein  Kampf  gegen  Unterdrückung 
und  Ausbeutung  überall.   Und  was  jetzt  geschieht,   ist  ein 
Sieg  durch  einem  Streik,   der  die  Voraussetzungen  für  wei­
tere  Siege  in  weiteren  Streiks  schafft.   Und  so  können  wir 
meiner  Meinung  nach  beginnen,   unsere  Welt  zu  verändern 
–  was  im  Februar  letzten  Jahres  mit  Bildungsarbeiter*innen 
in  West  Virginia  begann,   ist  zu  einer  wachsenden  Streikwel­
le  geworden,   die  sich  über  Sektoren  und  Staaten  erstreckt 
hat,   und  ich  hoffe,   dass  dies  wirklich  nur  der  Anfang  ist.

1 „Right-to-work“ bezeichnet nicht etwa das Recht von Lohnab‐
hängigen auf Arbeit, sondern damit sind antigewerkschaftliche 
Gesetze gemeint, die in 27 US-Staaten die Rechte auf gewerk‐
schaftliche Organisierung und der Gewerkschaften einschränken.

2 ICE (US Immigration and Customs Enforcement) ist eine Poli‐
zei- und Zollbehörde die u.a. für Migrant*innen zuständig ist. Im 
Sommer 2018 stand sie unter Kritik, weil sie tausende Menschen 
unter miserablen Bedingungen in Ausschaffungsknästen 
wegsperrte und dabei u.a. auch Kleinkinder von ihren Eltern trennte.

„ Während  ich  auf  der  Strasse  unterwegs 
war,   hörte  ich  sowohl  Hotelangestellte  als  
auch  Lehrer*innen  sagen,   dass  man  die 
Ausbeutung  von  Arbeiter*innen  nicht  be­
kämpfen  kann,   ohne  Strukturen  der  Unter­
drückung  zu  bekämpfen,   und  dass  man  Un­
terdrückung  nicht  bekämpfen  kann,   ohne  die 
Ausbeutung  zu  bekämpfen  und  unsere  Macht 
als   Arbeiter*innen  einzusetzen. “
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Das  Treffen  fand  im  zentralbosnischen  Tuzla  im  ehemaligen 
Atelier  eines  angesehenen  Revolutionsmalers  aus  Zeiten  der 
Herrschaft  Österreich­Ungarns  statt  und  wurde  von  der  Orga­
nisation  Front  Slobode  (Front  der  Freiheit)   organisiert.   Die  Be­
teiligten  aus  dem  nördlichen  Europa  waren  vorwiegend 
Mitglieder  oder  Sympathisant*innen  der  schwedischen,   anar­
chosyndikalistischen  Gewerkschaft  „Arbetaren  Centralorgani­
sation“  (SAC)   oder  der  Vierten  Internationale  nahestehende 
Aktivist*innen.

IWA – ein Hilfswerk klassenbewusster Tradition
In  den  Jahren  1984  und  1985  tobte  in  Grossbritannien  der 

grosse  Bergarbeiterstreik,   in  dessen  Folge  das  britische  Bürger­
tum  unter  Thatcher,   nicht  ohne  Beihilfe  eines  wesentlichen  Teils 
der  Gewerkschaftsbürokratie,   den  militanten  Flügel  der  Natio­
nal  Union  of  Mineworkers  (NUM)   ausmanövrierte  und  der  Ar­
beiter*innenbewegung  einen  bleibenden  Schaden  zufügte.   In 
dieser  für  die  britische  Arbeiter*innenklasse  schwierigen  Zeit 
spendeten  unter  anderen  die  gewerkschaftlich  organisierten 
Bergleute  in  Tuzla  (Bosnien  und  Herzegowina,   Jugoslawien)  
monatlich  den  Lohn  eines  Arbeitstages  an  ihre  britischen  Kolle­
gen.   Zehn  Jahre  später,   während  des  jugoslawischen  Bürger­
krieges,   der  auch  Bosnien  und  Herzegowina  erfasste,   erinnerten   
sich  Gewerkschafter*innen  daran  und  lancierten  eine  Solidari­
tätsaktion  mit  ihren  Genoss*innen  im  zentralbosnischen  Tuzla.  
1993  wurde  in  London  beschlossen,   eine  Organisation  unter 
dem  Namen  International  Workers  Aid  (IWA)1   zu  gründen.   Die 
Bewegung  für  den  Sozialismus,   damals  unter  dem  Namen  So­
zialistische  Alternative,   war  aktiver  Teil  der  Kampagne.   IWA  ge­
lang  es  in  den  Kriegsjahren  und  unmittelbar  danach,   mit  eigenen 
LKW­Konvois  Überlebenshilfe  an  die  multiethnischen  Kräfte  in 

Bosnien  und  Herzegowina,   insbesondere  die  dortigen  Kohle­Mi­
nenarbeitergewerkschaften,   zu  leisten.   Insbesondere  die  Arbei­
ter  der  Kohleminen  Tuzlas  hatten  beschlossen,   sich  nicht  in 
Ethnien  oder  nach  Religionszugehörigkeit  auseinanderdividie­
ren  zu  lassen,   sondern  auf  ihrer  Identität  als  Angehörige  der  Ar­
beiter*innenklasse  zu  beharren.

Das Desaster nach „Dayton“
Die  seit  Kriegsende  geltende  „Dayton­Verfassung“2  gibt  die 

Macht  in  Bosnien­Herzegowina  (BiH)   nicht  der  Bevölkerung,  
sondern  gewährt  sie  den  Vertreter*innen  der  drei  bosnisch­her­
zegowinischen  Nationalitäten.   Nach  dem  Zusammenbruch  des 
titoistischen  „Sozialismus“,   dem  vom  Westen  politisch  und  mi­
litärisch  geschürten  Bürgerkrieg  der  90er  Jahre,   der  militäri­
schen  Intervention  der  Nato  unter  Führung  der  USA  1999  und 
dem  Einzug  des  Kapitalismus  liegt  die  Wirtschaft  im  südlichen 
Teil  des  ehemaligen  Jugoslawien  und  damit  auch  in  BiH  in  Trüm­
mern.   In  Trümmern  nicht  nur  als  Folge  des  Krieges,   sondern 
auch  der  neoliberalen  Privatisierungspolitik  der  vergangenen 
Jahre.   BiH  ist  heute  ein  Staatsgebilde,   welches  nicht  nur  inner­
lich  ethnisch  zerstritten  bleibt,   sondern  zudem  massiv  am  Tropf 
von  ausländischem  Kapital  hängt.   Das  politische  System  ist  mit 
dem  Segen  der  Europäischen  Union  durch  und  durch  von  ma­
fiösen  Seilschaften  durchsetzt.   Das  ist  deshalb  so,   weil  das  obers­
te  Gebot  des  internationalen  Kapitals  die  sogenannte  Stabilität 
der  eingesetzten  politischen  Strukturen  sowie  die  Weiterfüh­
rung    neoliberaler  Reformen  ist.   Die  grassierende  Korruption  ef­
fizient  zu  bekämpfen,   würde  bedeuten,   die  dem  Westen  und  der 
eigenen  Neu­Oligarchie  verpflichtete  korrupte  Politikelite  von 
der  Macht  zu  entfernen  und  so  die  Stabilität  der  Machtverhält­
nisse  in  Frage  zu  stellen.   Der  von  der  UNO  ernannte  sogenann­
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Entscheidend ist das
Klassenbewusstsein

Zum Anlass des 25. Jahrestages der Gründung der Organisation International Workers Aid 
(IWA) trafen sich am 11. und 12. Mai dieses Jahres um die 50 Leute: Lokale Arbeiter*innen, 
Gewerkschafter*innen, linke Intellektuelle aus verschiedenen Teilrepubliken des ehemaligen 
Jugoslawiens, mehrere Aktivist*innen aus Schweden, Dänemark, Belgien, Deutschland 
sowie damals mitbeteiligte Genoss*innen der Bewegung für den Sozialismus zu einer 
Konferenz. von Hanspeter Gysin
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te  Hohe  Repräsentant  verfügt  noch  immer  über  weitreichen­
de  Interventionsrechte  in  die  Politik  des  Landes  und  stützt 
seinen  Einfluss  auf  militärische  Truppen  (EUFOR) ,   die  aus 
dem  Ausland  stammen.   BiH  ist  demnach  bis  heute  kein  wirk­
lich  souveräner  Staat.   Eine  weitere  Einschränkung  der  Selbst­
 bestimmung  bedeuten  die  laufenden  Beitrittsverhandlungen 
mit  der  EU  und  der  Nato,   die  beide  Loyalität  gegenüber  den 
imperialistischen  Mächten  und  ihrer  Politik  fordern.   Und 
nicht  zuletzt  steht  neben  den  anderen  Balkanstaaten  auch 
BiH  in  der  Pflicht,   Geflüchtete,   die  die  EU  nicht  haben  will,  
an  der  Weiterreise  Richtung  Norden  zu  hindern.   Institutio­
nen  der  internationalen  Gemeinschaft  (IWF,   EU,   UNO  etc.)  
haben  in  der  Nachkriegszeit  Unmengen  Geld  nach  BiH  ge­
pumpt.   Dieses  ist  aus  den  oben  genannten  Gründen  vorwie­
gend  in  die  Taschen  der  Eliten  geflossen.   Oft  wurden  die 
vormals  staatseigenen,   respektive  „volkseigenen“  Grossbe­
triebe  an  private  Investor*innen  verkauft3,   welche  danach 
die  Firma  mit  Hypotheken  belasteten  oder  Beiträge  von  staat­
lichen  oder  internationalen  Stellen  erhielten.   Diese 
inverstierten  nicht  in  das  Unternehmen  sondern  brachten 
das  Kapital  und  manchmal  auch  die  Produktionsmittel  ausser 
Landes.   Als  Resultat  gibt  es  mittlerweile  ca.   90  Milliardär*in­
nen  im  Land.   Viele  von  ihnen  haben  sich  im  westlichen  Aus­
land  dem  Krieg  entzogen,   einige  haben  sich  aus  dem 
Kriegselend  der  im  Land  Gebliebenen  durch  Schwarzmarkt­
geschäfte  Extraprofite  angeeignet  und  sich,   einmal  zurück­
gekehrt,   dank  guter  Beziehungen  zu  den  Eliten  an  der 
Aneignung  des  übriggebliebenen  Reichtums  des  Landes  be­
teiligt.   Auf  diese  Weise  wurde  erreicht,   dass  eine  „postsozia­
listische“,   zum  Teil  mit  der  alten  Bürokratie  verbandelte,  
oligarchische  Oberschicht  geschaffen  wurde.

Im  Juli  2015  verabschiedete  das  Parlament  von  BiH  aus­
serdem,   beraten  von  westlichen  „Politik­Expert*innen“  und 
gegen  den  Willen  der  Gewerkschaften,   ein  neues  Arbeitsge­
setz.   Dieses  erleichtert  Entlassungen,   gestaltet  die  Arbeits­
bedingungen  flexibler,   macht  bestehende  Gesamtarbeits­  
verträge  leichter  kündbar  und  erschwert  die  Gründung  von 
Betriebsräten.   Die  EU,   die  internationalen  Finanzinstitute 
und  der  neue  Unternehmer*innenverband  von  BiH  haben 
durchgesetzt,   was  sie  „wichtige  sozio­ökonomische  Struk­
turreform“  nennen.4  Die  an  den  „sozialistischen  Gang“  sta­
biler  wenn  auch  nicht  grosszügiger  sozialer  Absicherung 
gewohnte  Arbeiter*innenschaft  und  ihre  Gewerkschaften 
waren  nach  dem  Zusammenbruch  Jugoslawiens  und  dem 

darauffolgenden  Krieg  dieser  Entwicklung  nicht  gewachsen.  
Viele  liessen  sich  zunächst  von  den  Versprechungen  gross­
zügiger  Investitionen  blenden  und  zahlreiche  Gewerkschafts­
leitungen  fuhren  gehorsam  damit  fort,   den  Direktiven  der 
Obrigkeit  zu  folgen.

Die Deindustrialisierung ganzer Landstriche
Besonders  die  früheren  Industriezentren  mit  ihren  Kohle­

,   Salz­  und  Erzvorkommen  und  zahlreichen  Chemie­  und 
Produktionsbetrieben  wie  Tuzla,   wurden  durch  diese  Aus­
plünderung  ihrer  wirtschaftlichen  Substanz  massiv  de­  indus­
trialisiert.   Die  grosse  Schuhfabrik  Tuzlas  „Aida“,   in  der  früher 
200  Arbeiter*innen  rund  80'000  Schuhe  im  Jahr  produzier­
ten,   steht  im  Konkursverfahren  und  wartet  seit  Jahren  auf 
eine*n  Käufer*in.   16  Monate  lang  musste  die  Belegschaft 
der  privatisierten  Schuhfabrik  „Fortuna“  im  nahen  Gracani­
ca  gegen  die  Betriebsschliessung  streiken.   9  Monate  lang  hat­
ten  die  Leute  in  Zelten  vor  ihrer  Fabrik  campiert,   um  die  seit 
Monaten  ausstehenden  Löhne  einzufordern.   Die  Zukunft  der 
Firma  bleibt  ungewiss.   Auch  „Konjuh“,   früher  mit  etwa  5'000 
Arbeiter*innen  ein  wichtiger  Möbelhersteller  Jugoslawiens,  
steht  am  Ende.   Der  Lohn  wird  nur  etwa  alle  vier  Monate  aus­
bezahlt  und  Sozialbeiträge  werden  schon  seit  Jahren  nicht 
mehr  geleistet.   Heute  arbeiten  noch  27  Leute  im  von  Insol­
venz  bedrohten  Betrieb.   Die  Reinigungsmittelfabrik  „Dita“,  
ehemals  Marktleader  für  solche  Produkte  im  ganzen  Balk­
anraum,   wurde  nach  2005  an  einen  privaten  Investor  ver­
kauft,   der  den  Komplex  zwei  Jahre  später  weiterveräusserte.  
Ende  2011   besetzte  die  Belegschaft  angesichts  des  drohen­
den  Untergangs  der  Firma  den  Betrieb  und  versuchte  die 
Produktion  in  Eigenregie.   Mittlerweile  wurde  „Dita“  an  einen 
überregionalen  Grossverteiler  verkauft,   der  eine  gewisse  Wa­
renabnahme  zusichert  und  immerhin  einen  Teil  der  Ar­
beitsplätze  erhalten  will.   Die  Arbeiter*innen  der  Kokswerke 
„KHK  Lukavac“  mussten  30  Monate  lang  auf  ihre  Löhne  war­
ten,   bis  eine  Holding  mit  Sitz  auf  der  Isle  of  Man  den  Betrieb 
kaufte,   um  mit  reduzierter  Belegschaft  weiterhin  Gase  und 
andere  Grundstoffe  für  die  Chemieindustrie  zu  produzieren.  
Auch  die  Amonium  und  Sodafabrik  „Soda  Lukavac“  (neben­
bei  eine  Partnerfirma  der  schweizerischen  Vetropack)   wur­
de,   nachdem  die  Arbeiter*innen  lange  Zeit  ohne  Bezahlung 

„ Tuzla,   das  zeigt  unter  anderem  das 
heroische  ,Husino­Denkmal’  nahe  des 
Bahnhofes,   welches  an  einen 
Abeiter*innenaufstand  von  1 920 
erinnert,   ist  eine  Stadt  mit  langer 
proletarischer  Tradition  und  guten 
interethnischen  Beziehungen. “

Treffen der International Workers Aid im Mai 2018.

Streiks und Arbeitskämpfe im 21. Jahrhundert | Die Proteste in Bosnien-Herzegowina



14  |  antikap Nr. 8  |  Herbst 2018

waren,   an  eine  türkische  Firma  verkauft,   welche  die  Beleg­
schaft  gleich  darauf  auf  einen  Drittel  reduzierte.   „Polihem“,  
einer  der  wichtigsten  Chemiebetriebe  der  Region,   stellte  nach 
dem  Verkauf  an  Private  über  600  Arbeiter*innen  auf  die  Stras­
se.   Fast  40  Prozent  der  ehemals  Werktätigen  sind  heute  ar­
beitslos,   über  50  Prozent  sind  es  bei  den  unter  25­Jährigen.  
Mehr  als  ein  Viertel  der  Einwohner*innen  leben  unter  der  Ar­
mutsgrenze.

Widerstand formiert sich
Gegen  diese  Zustände  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  auch 

Widerstand  entwickelt  und  es  ist  aus  geschichtlichen  Grün­
den  naheliegend,   dass  der  Funke  dazu  in  Tuzla  gezündet  wur­
de.   Nach  unzähligen  wirkungslosen  Streiks  und  Protesten 
haben  sich  am  5.   Februar    2014  wütende  Arbeiter*innen  un­
ter  den  Rufen  „Diebe,   Diebe“  vor  den  Verwaltungsgebäuden 
der  kantonalen  Regierung  in  Tuzla  versammelt.   Forderungen 
waren  die  Auszahlung  ihrer  ausstehenden  Löhne  sowie  die 
Rückgängigmachung  der  Privatisierungen.   Den  Protesten 
schlossen  sich  an  diesem  Tag  spontan  um  die  3'000  Einwoh­
ner*innen  an.   Die  brutale  Reaktion  der  Polizeikräfte,   die  Ver­
letzte  zur  Folge  hatte,   führte  dazu,   dass  sich  tags  darauf  in  der 
relativ  kleinen  Stadt  mit  120'000  Einwohner*innen,   über 
10'000  Menschen  mobilisierten  und  auf  die  Strasse  gingen.  
Erneut  wurden  zahlreiche  Demonstrierende  bei    Zusammen­
stössen  verletzt.   Dann  gingen  Gebäude  der  Kantons­  und 
Staatsregierung  in  Flammen  auf.   Interessant  dabei  ist,   dass 
jüngere  Polizist*innen  in  dieser  Situation  versuchten,   sich  auf 
die  Seite  der  Demonstrierenden  zu  schlagen,   während  die  äl­
teren  Einsatzkräfte  an  der  Überzeugung  festhielten,   die  Insti­
tutionen  um  jeden  Preis  verteidigen  zu  müssen.   In  zahlreichen 
Städten  von  BiH  fanden  in  der  Folge  Solidaritätsdemonstra­
tionen  mit  mehreren  Tausend  Beteiligten  statt.   Als  Reaktion 
auf  die  Proteste  wurde  von  der  Kantonsregierung  Tuzlas  ein 
Gesetz  erlassen,   welches  verbietet,   sich  näher  als  500  Meter 
vor  den  Toren  staatlicher  Institutionen  zu  versammeln.
Tuzla,   das  zeigt  unter  anderem  das  heroische  „Husino­

Denkmal“  nahe  des  Bahnhofes,   welches  an  einen  Abeiter*in­
nenaufstand  von  1920  erinnert,   ist  eine  Stadt  mit  langer  pro­
letarischer  Tradition  und  guten  interethnischen  Beziehungen.  
Fragen  der  ethnischen  Zugehörigkeit  spielten  folglich  auch 
bei  diesen  Protesten  keine  Rolle.   Spontan  einberufene,   soge­
nannte  Plenarversammlungen  der  Bürger*innen  signalisier­
ten  ausserdem  deutlich,   dass  es  nun  an  der  Zeit  sei,   dass  die 
Menschen  ihre  Angelegenheiten  selbst  in  die  Hand  nehmen 
und  sich  unabhängig  und  basisdemokratisch  organisieren.

„Sindikat Solidarnosti“ ― eine Gewerkschaft 
neuen Typs
In  der  Folge  der  Massenproteste  wurde  in  Tuzla  die  Ge­

werkschaft  „Sindikat  Solidarnosti“  gegründet.   Den  Hauptan­
stoss  zur  Gründung  gaben  die  Arbeiter*innen  der 
Reinigungsmittel­Fabrik  „Dita“.   Die  Belegschaft  kam  zum 
Schluss,   dass  auf  den  offiziellen  Gewerkschaftsbund  (Savez 
samostalnih  sindikata  /  Föderation  der  unabhängigen  Gewerk­
schaften  /  SSSBiH)   kein  Verlass  ist.   Solidarnosti  traten  auf  An­
hieb  hunderte  Arbeiter*innen  vor  allem  liquidierter 
Unternehmen  bei,   denn  statutengemäss  bezahlen  Opfer  der 
Privatisierungen,   die  ohne  Einkommen  sind,   keine  Mitglieder­
beiträge.   In  den  letzten  vier  Jahren  hat  die  noch  kleine  Ge­

werkschaft  trotz  massiven  Gegendrucks  und  obrigkeitlicher 
Drohungen  erreicht,   dass  entlassene  Arbeiter*innen  einiger 
Unternehmen  frühzeitig  ihren  Ruhestand  antreten  konnten.  
Mit  Unterstützung  prominenter  Rechtsexperten  ist  es  ihr  aus­
serdem  gelungen,   vom  Verfassungsgericht  der  Föderation  von 
BiH  das  aktuelle  Gesetz,   welches  Konkurse  regelt,   für  verfas­
sungswidrig  erklären  zu  lassen.   Dieses  sah  unter  anderem  vor,  
bei  Konkursen  die  Löhne  auf  die  unterste  Stufe  der  Entschä­
digungspflicht  zu  stellen.   Bei  der  Schuhfabrik  „Fortuna“  in 
Gracanica  wird  „Solidarnosti“  weiterhin  den  Kampf  mit  den 
Institutionen  des  Landes  führen  müssen.   Der  Direktor  der  Fir­
ma  wurde  inzwischen  wegen  Betrugs  zu  fünf  Jahren  Haft  ver­
urteilt,   das  illegal  erworbene  Geld  geht  jedoch  gemäss 
Gerichtsentscheid  nicht  an  die  Firma,   obwohl  diese  gegenüber 
den  Arbeiter*innen  noch  Sozialversicherungsbeiträge  in  Mil­
lionenhöhe  ausstehend  hat.   Im  Kanton  Tuzla  sind  noch  im­
mer  98  Konkursverfahren  am  Laufen.   Die  meisten  von  ihnen 
dauern  mehr  als  10  Jahre  und  einige  der  Konkursverwalter*in­
nen    sind  mittlerweile  über  80  Jahre  alt,   einer  schon  lange 
nicht  mehr  am  Leben.
Die  zu  Beginn  erwähnte  Konferenz  2018  wurde  von  einer 

neuen,   linken  Aktivist*innengruppe  mit  dem  Namen  „Front 
Slobode“  im  Rahmen  ihres  Projektes  einer  Radnicki  Univerzi­
tet  (Arbeiter*innen­Universität)   organisiert  und  stand  unter 
der  Parole,   „die  Arbeiter*innen  zu  Wort  kommen  lassen! “.   Die 
Gruppierung  ist  im  gesamten  Balkanraum,   aber  auch  in  Ru­
mänien  und  Bulgarien  vernetzt  und  versucht,   eine  program­
matische  Basis  für  eine  sozialistische  Alternative  der  Zukunft 
zu  erarbeiten  und  zu  koordinieren.   Das  Treffen  war  dann  auch 
inhaltlich  geprägt  von  Lageberichten  der  Arbeiter*innen  aus 
den  genannten  Betrieben  und  den  Minenarbeiter*innen,   die 
damals  von  IWA  unterstützt  wurden.   Es  wurden  aber  auch  In­
itiativen  vorgestellt,   wie  das  Projekt  einer  neuen  sozialkriti­
schen  Zeitschrift  oder  die  Idee  eines  lokalen  Judolehrers 
präsentiert,   der  sein  internationales  Judoka­Treffen  unter  das 
Motto  der  Völkerverständigung  stellt.   Auch  der  Bürgermeis­
ter  aus  Zeiten  des  Krieges,   der  damals  viel  dafür  tat,   die  mul­
tiethnische  Tradition  der  Stadt  zu  verteidigen,   ist  kurz  zu  Wort 
gekommen.
Die  Zukunft  wird  zeigen,   ob  sich  wieder  Gelegenheiten  für 

eine  Zusammenarbeit  über  Parteigrenzen  und  ideologische 
Differenzen  hinaus  ergeben  werden.

1 Zu IWA siehe: debatte.ch/2014/02/seemed-like-good-idea-time/

2 Der 1995 unter US-Führung zustande gekommene sogenannte 
Friedensvertrag von Dayton enthält verfassungsrechliche Bestim‐
mungen für das Land, welche die Spaltung in einen kroatisch-bosni‐
schen und einen serbischen Landesteil zementiert.

3 Anlässlich der Privatisierungen „volkseigener“ Betriebe wurden 
meist etwas weniger als die Hälfte der Eigentumstitel in Form von 
Gutscheinen an die Arbeiterschaft ausgegeben. Für die anderen An‐
teil des Wertes wurde die Firma von der zuständigen staatlichen 
Agentur zur Privatisierung angeboten. Da in der Folge jedoch die Löh‐
ne nur noch sporadisch oder gar nicht mehr bezahlt wurden, waren 
die „Vermögen“ in den Händen der Arbeiterfamilien schnell aufge‐
braucht und die Gutscheine wurden, im Hinblick auf deren Entwer‐
tung, zum Zweck des Lebensunterhaltes weiterverkauft.

4 Das EDA sagt: Die Schweiz unterstützt Bosnien und Herzegowina 
beim Übergang hin zu einer demokratischen Gesellschaft und einer 
sozialen Marktwirtschaft.
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Spätestens  seit  2010  ist  europaweit  bekannt,   unter  wel­
chen  menschenunwürdigen  Umständen  die  migrantischen 
Landarbeiter*innen  in  Süditalien  auf  den  Feldern  Tomaten,  
Orangen  und  Mandarinen  ernten.   Damals  kam  es  nach  dem 
Mord  an  einem  malischen  Arbeiter  in  der  kalabresischen 
Stadt  Rosarno  zu  Streiks  und  Protesten  der  Erntehelfer*in­
nen.   Die  in  Ghettos  wohnhaften  Arbeiter*innen  waren  wie­
derholt  Ziel  rassistischer  Gewalt  durch  Einheimische 
geworden  und  wehrten  sich  sowohl  gegen  ihre  unwürdigen 
Arbeits­   und  Lebensbedingungen  wie  auch  gegen  die  ras­
sistischen  Angriffe  aus  der  lokalen  Bevölkerung.   Dass  sich 
seither  nicht  viel  verändert  hat,   zeigen  die  traurigen  Ereig­
nisse  des  vergangenen  Sommers  2018:   Innert  2  Tagen  ster­
ben  in  Apulien  nahe  Lesina  und  Foggia  insgesamt  18 
Landarbeiter*innen  bei  zwei  Verkehrsunfällen,   als  sie  von 
ihren  Mittelsmännern,   den  sogenannten  caporali1,   von  den 
Feldern  in  die  Zeltstädte  zurücktransportiert  werden.   Nur 
wenige  Wochen  später  schiesst  ein  Italiener  in  der  Ebene 
von  Gioia  Tauro  in  Kalabrien,   nahe  dem  grössten  europäi­

schen  Ghetto  und  Wohnort  vieler  migrantischer  Landarbei­
ter*innen  San  Ferdinando,   auf  drei  Erntehelfer  und  tötet 
dabei  den  malischen  Geflüchteten  Soumaila  Sacko.   Diese 
Vorfälle  zeigen,   dass  sich  an  den  Arbeitsbedingungen  und 
an  den  Lebensumständen  der  Land­  arbeiter*innen  wenig 
geändert  hat.
Die  rassistisch  motivierte  Erschiessung  von  Soumaila 

Sacko  führte  ähnlich  wie  2010  zu  Streiks  und    Protesten  der 
Landarbeiter*innen.   In  Neapel,   Potenza,   Rom  und  anderen 
italienischen  Städten  fanden  Demonstrationen  in  Gedenken 
an  den  ermordeten  Erntearbeiter  und  Gewerkschaftsakti­
visten  statt.   Die  Demonstrant*innen  forderten  zum  wieder­
holten  Male  eine  Verbesserung  der  Arbeits­   und  Lebens­ 
bedingungen  sowie  ein  Ende  der  rassistischen  Gewalttaten;  
hunderte  Erntehelfer*innen  in  Kalabrien  und  im  Norden 
Apuliens  beteiligten  sich  ausserdem  an  einem  Streik  auf  den 
Feldern.

Aufbau gewerkschaftlicher Strukturen
Die  grosse  Teilnehmerzahl  an  den  jüngsten  Protesten  und 

die  provinzübergreifenden  Streiks  sind  nicht  zuletzt  den  Be­
mühungen  der  letzten  Jahre  geschuldet,   eine  gewerkschaft­
liche  Selbstorganisation  der  Landarbeiter*innen  aufzu­ 
bauen.   Daran  beteiligen  sind  unter  anderem  die  Basisge­
werkschaft  Unione  Sindicale  di  Base  (USB)   und    verschie­
dene  Kollektive.   In  den  letzten  Jahren  organisieren  sich 
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Die Arbeitsbedingungen der Erntehel‐
fer*innen in Süditalien sind prekär. Ras‐
sistisch motivierte Gewalttaten gegen die 
migrantischen Arbeiter*innen häufen sich. 
Nun formiert sich Widerstand dagegen.
von Lisa Brugger

Tödlicher Rassismus: Menschen gedenken 
dem ermordeten Erntehelfer und Aktivisten 
Soumaila Sacko und protestieren gegen 
Gewalt und Ausbeutung.



immer  mehr  migrantische  Landarbeiter*innen  bei  der  Unio­
ne  Sindicale  di  Base  (USB) ,   häufig  handelt  es  sich  bei  den 
Aktivist*innen  um  langjährige  Plantagenarbeiter*innen,   die 
nun  mit  der  USB  regelmässige  Mobilisierungen  und  Kam­
pagnen  in  Kalabrien  und  Apulien  organisieren.   Die  USB  und 
ihr  prominenter  Wortführer  Aboubakar  Soumahoro  treten 
kämpferisch  auf  und  arbeitet  eng  mit  anderen  sozialen  Be­
wegungen  zusammen.   Eine  dieser  sozialen  Bewegungen  ist 
beispielsweise  das  Netzwerk  Campagne  in  Lotta.   Es  wurde 
2011   als  Reaktion  auf  die  Proteste  in  Rosarno  gegründet,  
mit  dem  Ziel,   die  Segregation  der  migrantischen  Landar­
beiter*innen  zu  überwinden,   deren  Selbstorganisation  und 
Forderungen  zu  unterstützen  sowie  Solidaritätsaktionen  zu 
organisieren.
Die  Selbstorganisation  der  Erntehelfer*innen  in  Italien 

ist  mehr  als  notwendig.   Arbeiten  sie  heute  in  ausbeuteri­
schen  Arbeitsverhältnissen  und  leben  in  menschenunwür­
digen  Ghettos,   so  verspricht  die  politische  Situation  des 
Landes  keine  Besserung  ihrer  Verhältnisse  in  naher  Zukunft 
–  eher  im  Gegenteil.   Der  seit  2018  amtierende  Innenminis­
ter  Matteo  Salvini  versucht  sich  in  erster  Linie  mit  einem 
harten  Kurs  gegenüber  Geflüchteten,   die  mit  Booten  über 
das  Mittelmeer  bis  nach  Italien  gelangen,   zu  profilieren.   So 
verhinderte  er  im  Sommer  2018  erfolgreich  das  Anlegen 
von  Rettungsschiffen  mit  mehreren  hundert  Geflüchteten 
an  Bord  solange,   bis  sich  andere  EU­Länder  bereit  erklär­
ten,   die  Menschen  aufzunehmen.   Bislang  scheint  die  Stra­
tegie  Salvinis,   sich  auf  das  Thema  der  „illegalen“  Migration 

zu  fokussieren  und  Geflüchtete  als  Pfand  in  einem  politi­
schen  Machtkampf  mit  der  EU  zu  benutzen,   für  die  rechts­
populistische  Regierung  aufzugehen.   Auch  für  die 
Geflüchteten  und  Migrant*innen  im  Landesinnern  stehen 
düstere  Zeiten  bevor.   Mit  dem  scharfen  Ton  der  neuen  Re­
gierung  verstärkt  sich  ein  Klima  der  Gewalt  und  des  Frem­
denhasses  im  Land.   Ein  Beschluss  des  italienischen 
Städtchens  Lodi  steht  sinnbildlich  dafür:   Die  Bürgermeis­
terin  der  rechtsnationalistischen  Partei  Lega  Nord  hat  dort 
mit  einem  bürokratischen  Trick  migrantische  Kinder  aus 
der  Schulmensa  verbannt2  –  ganz  nach  dem  Motto:   „Italie­
ner*innen  zuerst“.   Innenminister  Salvini  gibt  sich  derwei­
len  alle  Mühe,   die  grassierende  rassistische  Gewalt  im  Land 
zu  verharmlosen.   Als  Reaktion  auf  den  Mord  an  Soumaila 
Sacko  besuchte  Salvini  zwar  das  grösste  italienische  Slum 
San  Ferdinando,   jedoch  nicht  etwa  um  die  rassistische  Tat 
zu  verurteilen  und  die  Lebensbedingungen  in  San  Ferdin­
ando  zu  kritisieren  sondern  um  für  seinen  harten  Kurs  ge­
gen  die  (illegale)   Migration  zu  weibeln.   Denn  das  Ghetto 
San  Ferdinando  mit  schätzungsweise  3500  Bewohner*in­
nen  eignet  sich  hervorragend,   um  die  Botschaft  Salvinis  zu 
übermitteln:   dass  es  bereits  zu  viele  Migrant*innen  in  Ita­
lien  gebe  und  die  direkten  Folgen  davon  Ghettoisierung  und 
steigende  Kriminalität  seien.

Eine Herausforderung für linke
Gewerkschaftspolitik
Zeltstädte  wie  San  Ferdinando  müssen  selbstverständ­

lich  kritisiert  werden,   jedoch  nicht  indem  man  die  Existenz 
der  dort  lebenden  Menschen  in  Frage  stellt,   sondern  indem 
man  die  Verhältnisse  in  Frage  stellt.   Eine  linke  Kritik  muss 
deshalb  in  erster  Linie  von  den  Arbeitsbedingungen  der  Mi­
grant*innen  in  Süditalien  ausgehen.   Aufgrund  unsicherer 
oder  fehlender  Aufenthaltstitel,   materieller  Armut  und  fa­
miliärer  Verpflichtungen  sehen  sich  viele  gezwungen,   pre­
käre  Arbeitsbedingungen  zu  akzeptieren.   Hinzu  kommt  die 
Konkurrenzsituation  zwischen  den  (häufig  illegalisierten)  
Erntehelfer*innen  aus  west­  und  ostafrikanischen  Ländern 
und  den  migrantischen  Arbeitskräften  aus  osteuropäischen 

„ In  den  letzten  Jahren  organisierten  sich 
immer  mehr  migrantische  Landarbeiter*innen 
bei  der  Unione  Sindicale  di  Base,   häufig 
langjährige  Plantagenarbeiter*innen,   die  nun 
regelmässige  Mobilisierungen  und  Kampagnen 
in  Kalabrien  und  Apulien  organisieren. “

Gemeinsam gegen 
rechts: Tausende Men‐
schen protestieren in 
Italien gegen die frem‐
denfeindliche Politik 
Matteo Salvinis und die 
rassistischen Übergriffe 
auf Erntehelfer*innen in 
Kalabrien.
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Ländern  wie  Rumänien  und  Bulgarien,   die  mittels  Personen­
freizügigkeitsabkommen  für  die  Erntesaison  nach  Italien  pil­
gern.   Diese  Konkurrenzsituation  hält  die  Löhne  zusätzlich 
tief.   Als  migrantische*r  Erntehelfer*in  in  Süditalien  zu  schuf­
ten,   heisst:   Akkordlohn,   Arbeitszeiten  zwischen  8  und  12 
Stunden  am  Tag  unter  extremen  klimatischen  Bedingungen,  
Tageslöhne  zwischen  20  und  30  Euro  und  keinerlei  vertrags­
 und  arbeitsrechtliche  Ansprüche.   Gewerkschaftliche  Struk­
turen,   die  es  den  Menschen  ermöglichen,   als  Kollektiv  For­
derungen  zu  stellen  und  sich  Gehör  zu  verschaffen,   sind 
unerlässlich,   wenn  man  gegen  die  Macht  der  Unterneh­
mer*innen  und  der  mafiösen  Strukturen  der  Branche  etwas 
erreichen  will.
Trotz  der  jüngsten  Bestrebungen  befindet  sich  die  gewerk­

schaftliche  Organisation  in  der  italienischen  Landwirtschaft 
erst  im  Aufbau,   denn  die  klassischen  italienischen  Gewerk­
schaften  haben  jahrelang  wenig  Interesse  am  landwirtschaft­
lichen  Sektor  gezeigt.   Die  vornehmlich  migrantischen  und 
teilweise  illegalisierten  Arbeitskräfte  gelten  als  unorganisier­
bar  und  ein  gewerkschaftliches  Engagement  in  diesem  Be­
reich  scheint  weder  lukrativ  noch  erfolgversprechend  zu  sein.  
Die  Landwirtschaft  als  gewerkschaftsverlassene  Branche  ist 
ein  Bild,   das  nicht  nur  auf  Italien  zutrifft.   Auch  in  der 
Schweiz  arbeiten  mehrheitlich  migrantische  Arbeitskräfte 
auf  den  Feldern  und  auch  in  der  Schweiz  halten  sich  die  Ge­
werkschaften  zumeist  fern  von  der  Branche,   obwohl  es  eine 
der  am  wenigsten  regulierten  und  prekärsten  des  Landes  ist.
3  In  Italien  hat  die  fehlende  gewerkschaftliche  Organisation 
der  Erntehelfer*innen  historische  Wurzeln:   Im  20.   Jahrhun­
dert  versuchten  die  Grossgrundbesitzer*innen  die  Macht  der 
(damals  sehr  erfolgreichen)   Gewerkschaften  zu  brechen,   in­
dem  sie  sogenannte  forestieri   (Fremde)   anstelle  der  (organi­
sierten)   Einheimischen  als  Erntehelfer*innen  einstellten.  
Diese  akzeptierten  nicht  nur  tiefere  Löhne  sondern  es  fehlte 
ihnen  auch  eine  gewerkschaftliche  Organisation  um  kollek­
tive  Kämpfe  zu  führen.   Die  Zusammensetzung  der  forestie­
ri  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  stark  gewandelt.   Waren  es  zu 
Beginn  noch  Italiener*innen  anderer  Landesteile,   setzen  sich 
die  Erntehelfer*innen  heute  vornehmlich  aus  ost­   und  west­
afrikanischen  Geflüchteten  und  osteuropäischen  Migrant*in­
nen  zusammen.   Die  Problematik  ist  dieselbe  geblieben.   Die 
unsicheren  Aufenthaltstitel  und  die  damit  einhergehende  De­
portability4  der  Geflüchteten,   die  räumliche  Segregation  der 
migrantischen  Arbeiter*innen  und  eine  hohe  Fluktuation  er­
schweren  die  gewerkschaftliche  Organisierung  der  migran­
tischen  Landarbeiter*innen,   sodass  sich  die  Vorstellung  der 
migrantischen  Arbeitskräfte  als  nicht­organisierbar  weiter­
hin  hält.

Selbstorganisation ist möglich!
Dass  diese  jedoch  sehr  wohl  organisierbar  bzw.   (selbst)or­

ganisiert  sind,   das  haben  sie  in  Süditalien  in  den  letzten  Jah­
ren  mehrmals  gezeigt.   In  Basisorganisationen  wie  der  USB 
und  kollektiven  Netzwerken  wie  der  Assamblea  Lavoratori 
Africani  di  Rosarno  (ALAR)   stehen  insbesondere  viele  Ge­

flüchtete  aus  West­  und  Ostafrika  zusammen  für  eine  Verbes­
serung  ihrer  Situation  ein5.   Der  alle  paar  Jahre  aufflammende 
Arbeitskampf  der  migrantischen  Landarbeiter*innen  Südita­
liens  erinnert  daran,   dass  es  heute  häufig  Geflüchtete  und 
Migrant*innen  sind,   die  in  ausbeuterischen  Verhältnissen  ar­
beiten  und  dass  deren  Kämpfe  viel  zu  oft  von  den  übrigen 
Arbeitskämpfen  getrennt  passieren.   Doch  auch  die  Erntehel­
fer*innen  von  Rosarno  und  Foggia  gehören  zu  den  Lohnab­
hängigen,   zu  den  Menschen,   die  weltweit  den  Angriffen  der 
neoliberalen  Politik  auf  ihre  Arbeits­   und  Lebensverhältnis­
se  ausgesetzt  sind.   Genauso  wie  die  Angriffe  auf  unsere  Ar­
beiter*innenrechte  nicht  an  Landesgrenzen  halt  machen  oder 
vor  unterschiedlichen  Nationalitäten  zurückweichen  (son­
dern  sich  diese  zu  eigen  machen) ,   genauso  länderübergrei­
fend  und  solidarisch  muss  der  gewerkschaftliche  Kampf 
geführt  werden.   Streik  auf  den  Feldern,   Streik  in  der  Fabrik 
–  das  muss  die  Antwort  sein  auf  eure  Politik!

1 Caporalato wird das einzigartige süditalienische System aus Mit‐
telsmännern (caporali) genannt, welche Tagelöhner*innen für die 
Arbeitgeber*innen effizient und günstig organisiert und „just in ti‐
me“ an die Einsatzorte befördert. Die caporali verdienen mit den Ta‐
gelöhner*innen Geld, indem sie vom Lohn der Erntehelfer*innen 
eine Gewinnbeteiligung sowie Transport- und Wohnkosten abzie‐
hen. Das caporalato-System ist flächendeckend in mafiaähnlichen 
Strukturen organisiert. Das Einstellen von Personen über die capo‐
rali ist in Italien seit 2011 offiziell verboten.

2 Von Drittstaatsangehörigen wird in Lodi neu verlangt, ein Vermö‐
gensnachweis aus dem Heimatland vorzuweisen, der in die ein‐
kommensbasierte Berechnung der Mensakosten einfliessen soll. 
Ein solches Dokument wird in vielen Drittstaaten jedoch nicht aus‐
gestellt. Die Familien werden in der Folge in die höchste Einkom‐
mensklasse eingestuft und der Essensbeitrag erhöhen sich somit 
pro Kind um mehr als das Doppelte. Viele Familien können sich so 
den Zugang zur Mensa, zum Schulbus und zu den Kinderkrippen 
nicht mehr leisten. Davon betroffen sind aktuell über 300 Kinder.

3 Eine Ausnahme bildet dabei teilweise die Romandie, wo Gewerk‐
schaften wie L‘autre syndicat sich auch für die Rechte illegalisier‐
ter Landarbeiter*innen einsetzen.

4 Der Begriff Deportability beschreibt eine Situation, in der Mi‐
grant*innen in ständiger Angst leben, ausgeschafft zu werden. Die‐
se permanente Unsicherheit kann als eine Technik der 
Disziplinierung von migrantischen Arbeitskräften zu effizienten und 
gefügigen Arbeiter*innen verstanden werden.

5 Migrantische Arbeitskräfte aus EU-Ländern ziehen es häufig vor, 
ihre Mobilität als Mittel zum Widerstand gegen schlechte Arbeits‐
bedingungen zu nutzen und treten gegebenenfalls die Flucht nach 
vorn an, anstatt sich auf Konfrontationen einzulassen. Diese Mög‐
lichkeit bleibt den geflüchteten Menschen verwehrt.

„ Innenminister  Salvini  gibt  sich  derweilen 
alle  Mühe,   die  grassierende  rassistische 
Gewalt  im  Land  zu  verharmlosen. “
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Im  ersten  Jahrzehnt  des  neuen  Jahrtausends  schauten  vie­
le  Linke  mit  grosser  Bewunderung  nach  Lateinamerika.   Die 
dunklen  Zeiten  der  neoliberalen  Gegenreformen  schienen  end­
lich  zu  enden.   Nach  und  nach  kamen  –  getragen  durch  sozia­
le  Bewegungen  –  progressive  Regierungen  an  die  Macht.  
Angefangen  mit  Venezuela,   wo  1998  ein  linker  ehemaliger 
Militärangehöriger  –  Hugo  Chávez  –  die  Präsidentschaftswah­
len  gewann,   breitete  sich  diese  Welle  weiter  aus.   2003  über­
nahm  in  Brasilien  der  ehemalige  Gewerkschaftler  Lula  da  Silva 
mit  seiner  Arbeiterpartei  (PT)   den  Präsidentenposten,   2006 
gewann  Evo  Morales  in  Bolivien  die  Wahlen  und  ein  Jahr  spä­
ter  schloss  der  Ecuadorianer  Rafael  Correa  diese  erstaunliche 
Serie  ab.   Beobachter*innen  begannen  von  einem  „progressi­
ven  Zyklus“  zu  sprechen,   von  dem  man  sich  ein  definitives 
Ende  der  neoliberalen  Hegemonie  in  der  Region  versprach.Tat­
sächlich  vertraten  diese  Regierungen  trotz  bedeutender  Un­
terschiede  alle  eine  fortschrittliche  Sozialpolitik:   Die  Armut 
wurde  reduziert,   die  Bildungs­  und  Gesundheitssektoren  ver­
bessert  und  die  Sozialversicherungssysteme  ausgebaut.   Mit 
neuen  Verfassungen  sollten  Staat  und  Gesellschaften  demo­
kratisiert  und  deren  kulturelle  und  ethnische  Vielfalt  aner­
kannt  werden.   Auch  international  strahlte  dieser  Umschwung 
aus  und  mit  neuen  Projekten  der  regionalen  Integration  soll­
te  den  imperialistischen  Einflüssen  in  der  Region  die  Stirn  ge­
boten  werden.  
Allerdings  ist  dieser  progressive  Impuls  schon  seit  einiger 

Zeit  zum  Erliegen  gekommen.   Mittlerweile  befinden  sich  al­
le  diese  Regierungen  in  einer  tiefen  Krise  oder  sind,   wie  im 
Falle  Brasiliens,   2016  von  einer  rechten  Regierung  abgelöst 
worden.   Im  Oktober  gewann  in  Brasilien  mit  Bolsonaro  gar 

ein  Faschist  die  Präsidentschaftswahlen.   Auch  in  Venezuela 
ist  die  Lage  ausgesprochen  akut:   Eine  astronomische  Inflati­
onsrate  hat  zu  massiver  Verarmung  sowie  Mangel­  und  Un­
terernährung  geführt.   Überlebenswichtige  Medikamente 
fehlen  fast  gänzlich  und  man  schätzt,   dass  mehr  als  2  Millio­
nen  Menschen  das  Land  bereits  verlassen  haben.   Weckte  der 
sogenannte  „Sozialismus  des  21 .   Jahrhunderts“  in  Venezuela 
zunächst  bei  Millionen  Menschen  grosse  Hoffnungen  auf  ein 
würdiges  Leben,   wird  damit  vielerorts  nur  noch  Lebensmit­
telknappheit,   Korruption,   Umweltverschmutzung,   Repression 
und  Unsicherheit  assoziiert.  
In  Nicaragua  hat  sich  eine  angeblich  linke  Regierung  in  ei­

ne  autoritäre  Diktatur  verwandelt.   Mit  massiven  Protesten  ge­
gen  Rentenkürzungen  konfrontiert,   griff  Präsident  Daniel 
Ortega,   heute  wie  in  den  1980er­Jahren  während  der  sandi­
nistischen  Revolution  Chef  der  Sandinistischen  Nationalen 
Befreiungsfront  FSLN,   zu  massiver  Repression.   Unterdessen 
hat  die  Regierung  die  Reform  zwar  zurückgezogen,   doch  die 
Protestbewegung  fordert  jetzt  Ortegas  Rücktritt.   Die  Reakti­
on  der  Regierung  und  Schlägertrupps  der  FSLN  waren  das 
Gewalttätigste,   was  sich  Ortega  seit  seiner  Wiederwahl  2006 
geleistet  hat.   Bis  heute  gab  es  je  nach  Quelle  zwischen  300 
und  400  Tote  und  linke  Oppositionelle  werden  systematisch 
mundtot  gemacht.
Doch  immer  noch  äussern  sich  Linke,   auch  in  der  Schweiz,  

solidarisch  zu  diesen  Regierungen.   Für  die  Glaubwürdigkeit 
linker  Alternativen  zum  Kapitalismus  ist  es  deshalb  von  gros­
ser  Bedeutung,   die  lateinamerikanische  Erfahrungen  kritisch 
zu  diskutieren  und  deren  Fehler  und  blinden  Flecken  kom­
promisslos  offenzulegen.  

Die Abhängigkeit von Rohstoffexporten wurde zu 
wenig hinterfragt
Der  anfängliche  sozialpolitische  Erfolg  dieser  Regierungen 

ist  das  Produkt  einer  spezifischen  wirtschaftlichen  Konjunk­
tur.   Aussergewöhnlich  hohe  Rohstoffpreise  schufen  hohe 
Staatseinnahmen,   die  teilweise  an  bedürftige  Lohnabhängige 
ausgeschüttet  wurden.   Aber  lange  währte  dieser  Rohstoff­
boom  nicht.   Nach  der  Wirtschaftskrise  von  2008  stürtzten 
auch  die  internationalen  Rohstoffpreise  in  die  Tiefe  und  das 
einzige  wirtschaftspolitische  Fundament  des  lateinamerika­
nischen  Progressismus  zerbröckelte.  
Ein  zentraler  Mangel  dieser  Projekte,   auf  den  viele  linke 

Kritiker*innen  von  Beginn  an  hinwiesen,   wurde  nun  gnaden­
los  aufgedeckt.   Denn  die  wirtschaftliche  Transformation  die­
ser  Gesellschaften  wurde  sträflich  vernachlässigt.   Schlimmer 

Das Versagen der 
«progressiven» Regierungen

 Lateinamerika 

Der Zyklus progressiver Regierungen in Latein‐
amerika ist endgültig zu Ende. Nicht nur exter‐
ne Faktoren wie imperialistische Einmischung 
sind für das Scheitern dieser Projekte verant‐
wortlich. Für die Glaubwürdigkeit antikapitalis‐
tischer Alternativen ist deshalb die kritische Aus‐
einandersetzung mit den Fehlern dieser 
Regierungen unerlässlich.
von Luca Caplero und Theo Vanzetti
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noch:   Die  Abhängigkeit  vom  Rohstoffexport  nahm  unter  den 
progressiven  Regierungen  gar  noch  zu.   In  Venezuela  stam­
men  mittlerweile  98%  der  Exporteinnahmen  aus  dem  Ver­
kauf  von  Erdöl,   während  in  Brasilien  unter  der  Arbeiterpartei 
eine  bedeutende  Deindustrialisierung  stattfand.   Evo  Morales’ 
bolivianische  Regierung  treibt  den  Ausbau  der  Produktion 
von  Gebrauchsgütern  in  Bolivien  emsig  voran.   Dies  bedeutet 
zwar  insofern  gegenüber  anderen  Staaten  einen  Fortschritt,  
als  dass  die  inländische  Produktion  angekurbelt  wird.   Das 
Wirtschaftssystem  als  solches,   welches  die  nationale  Bour­
geoisie  unterstützt  und  die  Emanzipation  der  Lohnabhängi­
gen  unterdrückt,   bleibt  aber  unangetastet.   Wenn  man  sich 
vergegenwärtigt,   dass  Morales  dabei  vom  „Andenkapitalis­
mus”  spricht,   sollte  klar  sein,   wie  wenig  dies  mit  Sozialismus 
zu  tun  hat.
Bei  der  Abhängigkeit  vom  Rohstoffexport  geht  es  um  viel 

mehr  als  nur  um  die  Frage  der  wirtschaftlichen  Einnahme­
quellen.   Vielmehr  wird  die  gesamte  Gesellschaft  durch  die­
ses  Wirtschaftsmodell  geprägt.   Die  Machtkonzentration  durch 
Rohstoff­  oder  Agrokonzerne  stärkt  die  bestehende  Klassen­
struktur  oder  führt,   wie  im  Falle  Venezuelas,   zur  Entstehung 
einer  neuen  herrschenden  Klasse,   die  vom  Rohstoffexport 
profitiert.   Korruption  und  Misswirtschaft  sind  fast  unvermeid­
bar.   Ausserdem  fördert  die  Ausschüttung  der  Exporteinnah­
men  an  die  Lohnabhängigen  eine  von  oben  diktierte 
klientelistische  Sozialpolitik.  
Vor  allem  aber  führt  dieses  Wirtschaftsmodell  zu  gravie­

renden  ökologischen  Problemen  und  heizt  den  Klimawandel 
weiter  an.   Durch  den  Boom  der  Agroindustrie  leiden  Millio­
nen  unter  einer  nicht  nachhaltigen  Landwirtschaft  und  der 
massiven  Nutzung  von  gesundheitsschädlichen  Pestiziden;  
das  Erschliessen  neuer  Erdölquellen  führt  zur  Enteignung  von 
Kleinbäuer*innen  und  zur  Abholzung  von  Regenwäldern.   Ein 
jüngeres  Beispiel  dieser  umweltzerstörerischen  Politik  ist  der 
Entscheid  der  venezolanischen  Regierung,   12%  der  Fläche 
des  Landes  in  eine  Sonderzone  für  den  Abbau  von  Minerali­
en  umzuwandeln  (der  sogenannte  „Arco  Minero  de  Orino­
co“) .   Um  ausländische  Investoren  anzulocken,   gilt  in  dieser 
Zone  die  venezolanische  Rechtsordnung  nur  bedingt:   Die  po­
litischen  und  gewerkschaftlichen  Rechte  sind  auf  ein  Mini­
mum  reduziert  und  die  Umweltschutzgesetze  werden 
ausgehebelt.
Die  Wirtschaftspolitik  in  Nicaragua  hat  erst  recht  nichts 

mit  Sozialismus  zu  tun.   Ortegas  Regierung  bietet  keine  Alter­
native  zum  IWF,   sondern  kooperiert  mit  ihm.   Zwar  hat  sich 
das  BIP  zwischen  2007  und  2017  verdoppelt.   Doch  dies  ge­
schah  auf  Kosten  der  Ärmsten,   weshalb  die  Klassengegensät­
ze  massiv  zugenommen  haben.   Während  die  Zahl  der 
Personen  mit  einem  Vermögen  von  30  Millionen  USD  oder 
mehr  kontinuierlich  steigt,   waren  2017  80  Prozent  der  ar­
beitsfähigen  Bevölkerung  informell  beschäftigt.   Das  entspricht 
einem  Anstieg  von  20  Prozentpunkten  im  Vergleich  zu  2009.  
Die  Steigerung  des  BIP  wurde  durch  Massnahmen  wie  die 
Einführung  von  Freihandelszonen  erreicht,   in  denen  arbeits­

Lateinamerika | Das Versagen der „progressiven“ Regierungen

„ Anstatt  die  staatlichen  Institutionen  umzugestalten  und  zu 
demokratisieren,   nisteten  sich  die  neuen  progressiven  Parteien  im 
bestehenden  Staatsapparat  ein. “

Grünes Schild (rechts): „Für das Recht auf 
ein Leben in Gesundheit. Für würdevolle 
Gehälter und Arbeitsbedingungen und ab‐
gesicherte medizinische Versorgung in 
den Krankenhäusern.“
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intensive  Güter  wie  Tabak  produziert  werden.   Die  Regierung 
wirbt  gegenüber  ausländischen  Investor*innen  stolz  mit  dem 
tiefsten  Mindestlohn  der  Region.  

Die Welt verändern, indem der Staat 
übernommen wird?
Der  Wahlsieg  der  progressiven  Parteien  in  Lateinamerika 

beruhte  auf  massiven  sozialen  Bewegungen.   In  den  1990er 
Jahren  entstanden  überall  vielfältige  Widerstandsbewegun­
gen  gegen  die  neoliberale  Politik  und  für  soziale  und  kultu­
relle  Rechte.   In  Bolivien  bekämpften  soziale  Bewegungen 
erfolgreich  die  Privatisierung  der  Wasser­  und  Gasversorgung;  
die  Arbeiter*innen­  und  Landlosenbewegung  in  Brasilien  war 
ein  entscheidender  Faktor  für  Lula  da  Silvas  Wahlsieg;   und  in 
Venezuela  scheiterte  2002  ein  von  den  USA  orchestrierter 
Putsch  aufgrund  eines  massiven  Widerstands  aus  der  Bevöl­
kerung,   der  zur  Radikalisierung  des  Regierungsprogramms 
führte.  
Trotz  dieser  sozialen  Basis  zielten  diese  Regierungen  nie 

auf  eine  radikale  politische  Transformation.   Anstatt  die  staat­
lichen  Institutionen  umzugestalten  und  zu  demokratisieren,  
nisteten  sich  die  neuen  progressiven  Parteien  im  bestehenden 
Staatsapparat  ein.   Politische  Stabilität  war  die  oberste  Prio­
rität,   weshalb  Regierungen  wie  die  brasilianische  von  Beginn 
an  einen  Pakt  mit  der  herrschenden  Klasse  anstrebten.   Die 
Basis  dieser  Regierung  –  die  sozialen  Bewegungen  von  Arbei­
ter*innen,   Bäuer*innen,   Landlosen  oder  Indigenen  –  wurden 
häufig  in  die  Staats­  und  Parteiapparate  integriert,   verloren 
an  Bedeutung  oder  distanzierten  sich,   wie  im  Falle  von  eini­
gen  Indigenen­Organisationen  in  Ecuador  oder  Bolivien,   von 
der  Regierungspolitik.  
Venezuela,   wo  die  Regierung  der  Vereinigten  Sozialisti­

schen  Partei  PSUV  das  radikalste  Projekt  verfolgte,   verdeut­
licht  diesen  Prozess  besonders  gut.   Nach  Chávez’ 
Machtübernahme  und  dem  gescheiterten  Putsch  wurde  der 
Repressionsapparat  nicht  etwa  demokratisiert,   sondern  viel­
mehr  noch  stärker  in  die  innersten  Machtzirkel  integriert.   So 
besetzen  mittlerweile  viele  Militärs  zahlreiche  Schlüsselposi­
tionen  in  Staat  und  zentralen  Wirtschaftssektoren.   Mit  dem 
Aufbau  sogenannter  „Kommunen“  –  Nachbarschaftskomitees 
von  Bürger*innen,   welche  politische  Projekte  umsetzen  und 
kontrollieren  sollten  –  stellte  sich  die  Regierung  zwar  begriff­
lich  in  eine  radikale  sozialistische  Tradition,   deren  Funktion 
war  aber  nie  eine  grundlegende  Umgestaltung  des  Staates.  
Anstelle  dessen  wurden  diese  Kommunen  in  vielen  Fällen  zu 
Anhängseln  von  Staat  und  Regierungspartei.

Autoritarismus als Antwort auf eine instabile 
sozialpolitische Lage
All  diese  Aspekte  sollen  selbstverständlich  nicht  vergessen 

machen,   dass  rechte  und  imperialistische  Kräfte  stets  auf  ei­
ne  Destabilisierung  der  progressiven  Regierungen  hinarbei­
teten.   Diesem  Umstand  zum  Trotz  muss  anerkannt  werden,  
dass  diese  progressiven  Regierungen  angesichts  der  Angriffe 
von  rechts  und  der  instabilen  Wirtschaftslage  keineswegs 
einen  Kurswechsel  vornahmen  und  ihr  linkes  Projekt  zu  radi­
kalisieren  versuchten.   Stattdessen  wurde  der  Machterhalt  zur 

obersten  Priorität.   In  einer  Zeit  der  wirtschaftlichen  Krise,  
dem  Schwinden  der  sozialen  Basis  und  dem  Erstarken  der 
Rechten  blieb  Autoritarismus  somit  häufig  das  letzte  Mittel.  
Dabei  verschärften  sich  antidemokratische  Tendenzen,   die 

schon  länger  zu  beobachten  waren.   So  krankten  viele  pro­
gressive  Regierungen  von  Beginn  weg  an  einem  Führerkult,  
der  demokratische  Diskussionen  in  den  Parteien  erstickte.   In 
Zeiten  der  Krise  und  Instabilität  nahm  diese  Entwicklung  neue 
Dimensionen  an  und  Kritiker*innen  und  soziale  Bewegungen,  
welche  die  Politik  von  links  infrage  stellten,   wurden  übergan­
gen.   Weiter  wurde  der  Widerstand  von  Indigenen,   Bäuer*in­
nen  und  Umwelt­  schützer*innen  diffamiert  und  im  Namen 
des  wirtschaftlichen  Fortschritts  zerschlagen.   In  Brasilien  griff 
die  Nachfolgerin  von  Lula  da  Silva,   Dilma  Rousseff,   zur  Re­
pression,   als  2013  Millionen  von  Menschen  für  eine  Stärkung 
des  öffentlichen  Verkehrs  auf  die  Strasse  gingen.
In  Venezuela  sind  die  autoritären  Tendenzen  der  „linken“ 

Regierung  besonders  fortgeschritten.   Seit  dem  Wahlsieg  der 
Oppositionspartei  in  den  Parlamentswahlen  von  2015  findet 
ein  erbitterter  Machtkampf  zwischen  Opposition  und  Regie­
rung  statt.   Dabei  missachtet  die  Regierungspartei  konsequent 
die  Verfassung,   die  sie  selbst  verabschiedet  hat,   und  beschnei­
det  demokratische  Grundrechte.   Opfer  dieser  autoritären  Po­
litik  sind  nicht  nur  Rechte.   Auch  linke  Kritiker*innen  werden 
konsequent  zum  Schweigen  gebracht  und  als  Agent*innen 
des  Imperialismus  verunglimpft.   Ähnliches  gilt  auch  für  Ni­
caragua,   wo  sich  Ortega  und  seine  Vizepräsidentin  und  Ehe­
frau  Rosario  Murillo  schon  längst  von  den  einstigen  Idealen 
der  Sandinistischen  Revolution  verabschiedet  haben  und  mit 
allen  Mitteln  ihre  Macht  verteidigen.

Alte Muster
Das  Scheitern  der  progressiven  Projekte  in  Lateinamerika 

ist  offensichtlich.   Was  zunächst  von  vielen  als  erfrischende 
und  radikale  Erneuerung  des  sozialistischen  Projekts  geprie­
sen  wurde,   nahm  Züge  an,   die  verglichen  mit  dem  „Realso­
zialismus“  des  20.   Jahrhunderts  gar  nicht  so  neu  sind.   Auch 
der  sogenannte  „Sozialismus  des  21 .   Jahrhunderts“  wird  häu­
fig  nur  noch  mit  Einparteienherrschaft,   Autoritarismus,   Miss­
achtung  der  Menschenrechte,   Misswirtschaft,   Korruption  und 
Umweltzerstörung  verbunden.   Gleichzeitig  verfallen  auch  eu­
ropäische  Linke  in  altbekannte  Muster  und  unterstützen  be­
dingungslos  Regierungen,   nur  weil  sie  angeblich  „antiimperial­  
istische“  Politik  betreiben.  
Nur  ein  Sozialismus,   der  für  Menschenrechte,   Demokra­

tie,   Pluralismus  und  eine  radikale  gesellschaftliche  Umgestal­
tung  steht,   kann  eine  glaubwürdige  Alternative  zum  aktuellen 
Gesellschaftssystem  bieten.

„ Der  Machterhalt  wurde  zur  obersten  Pri­
orität.   In  einer  Zeit  der  wirtschaftlichen  Kri­
se,   dem  Schwinden  der  sozialen  Basis  und 
dem  Erstarken  der  Rechten  blieb  Autoritaris­
mus  somit  häufig  das  letzte  Mittel. “

Lateinamerika | Das Versagen der „progressiven“ Regierungen
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von Theo Vanzetti

Die  lateinamerikanische  Linke  ist  in  zwei  Lager  gespal­
ten:   Das  eine  hält  zu  Ortega  und  dem  Frente  Sandinista  und 
sieht  im  Aufstand  eine  von  CIA,   «Terroristen»  und  Drogen­
kartellen  orchestrierte  Verschwörung.   Das  andere  Lager  ist 
auf  der  Seite  der  protestierenden  Opposition,   in  der  sich  Stu­
dent*innen,   Bäuer*innen,   Umweltaktivist*innen,   Rentner*in­
nen  aber  auch  Unternehmer*innen  finden.   Dementsprechend 
ist  auch  die  Nicaragua­Solidaritätsbewegung  in  Europa  ge­
spalten.
Genauso  wie  gegenüber  Maduros  Regierung  in  Venezue­

la,   gibt  es   einige  Linke,   welche  Ortega  und  seine  ebenfalls  
sehr  mächtige  Gattin  und  Vizepräsidentin  Rosario  Murillo  
beinahe  bedingungslos  zu  unterstützen  scheinen.   Dabei  wird 
bewusst  oder  unbewusst  verdrängt,   wie  wenig  der  heutige 
Frente  Sandinista  mit  der  Sandinistischen  Revolution  in  den 
1 970er  und  ­80er  Jahren  zu  tun  hat.   Die  Führungscliquen 
um  Ortega  und  Murillo   haben  sämtliche  demokratischen  Me­
chanismen  der  Partei  ausgehebelt,   an  der  Basis  werden  kei­
ne  inhaltlichen  Schulungen  abgehalten  und  die 
Wirtschaftspolitik  der  FSLN  Regierung  (seit  2007)   ist  zutiefst 
neoliberal.   Exponent*innen  der  Regierung  argumentieren,  
diese  Wirtschaftspolitik  sei  notwendig  um  Sozialprogramme 
zu  finanzieren.   Doch  auch  wenn  es  diese  geben  mag,   ist  es  
ein  Fakt,   dass  sich  die  herrschende  Klasse  Nicaraguas  scham­
los  bereichert.   (vgl.   Artikel  ab  S.   1 8) .   Und  da  gehört  der  Or­
tega­Clan  mit  dazu.  
Was  ich  aus  erster  Hand  aus  Nicaragua  erfahre,   ist  be­

ängstigend:   Junge  Leute  die  an  Oppositionsdemos  gesehen 
wurden,   werden  nachts  zu  Hause  entführt  und  «verschwin­
den».   Man  kann  fast  niemandem  mehr  trauen.   Es  werden 
Mitglieder  der  eigenen  Familie  denunziert.   Natürlich  schlach­
ten  rechte  Medien  im  In­   und  Ausland  jede  Gräueltat  der  Re­
gierung  aus  und  verbreiten  auch  Fake­News.   Doch  wenn  man 
wirklich  glaubt,   sämtliche  Berichte  in  sozialen  und  konven­

tionellen  Medien  über  Staatsterror,   inoffizielle  Sicherheits­
kräfte  der  Regierung,   Folter  und  Vergewaltigungen  im 
Gefängnis,   auf  der  Strasse  liegen  gelassene,   schwer  misshan­
delte  Leichen  und  so   weiter  seien  das  Produkt  einer  imperia­
listischen  Verschwörung,   dann  ist  man  meiner  Meinung  nach 
naiv  und  paranoid.
Es  ist  beelendend,   dass  es   kaum  linke  Alternativen  zu  Or­

tega  und  Murillo   zu  geben  scheint.   Einige  wenige  Sandi­
nist*innen  von  früher,   welche  den  ursprünglichen  Idealen 
treu  geblieben  sind,   kritisieren  Ortega  offen.   Unter  den  pro­
testierenden  Student*innen,   in  der  Ökobewegung  und  an­
dernorts  finden  sich  sicher  progressive  bis   antikapitalistische 
Kräfte.   Doch  der  Frente  Sandinista  hat  seit  den  1 990er  Jah­
ren  beinahe  sämtliche  kritischen  Stimmen  mundtot  gemacht.  
Unter  dem  derzeitigen  repressiven  Regime  ist  es   für  eine  neue 
Basisbewegung  extrem  schwierig,   sich  zu  organisieren.   In  der 
Opposition  machen  sich  derzeit  Kräfte  wie  der  Unterneh­
mer*innenverband  COSEP  und  die  katholische  Kirche  breit.  
Beide  paktierten  bis   vor  kurzem  mit  Ortegas  Regierung.   Es 
ist  wirklich  schwierig  zu  sagen,   wie  es   in  Nicaragua  weiter­
gehen  soll.
Doch  eines  sollte  klar  sein:   Ortega  und  Murillo   haben 

kein  bisschen  Solidarität  verdient.   Und  das  nicht  erst  seit 
dem  Aufstand.   Nur  ein  Beispiel  dazu:   Um  wieder  an  die 
Macht  zu  kommen,   paktierte  Ortega  2006  mit  ultrakonser­
vativen  Kreisen  und  setzte  in  Nicaragua  ein  absolutes  Abtrei­
bungsverbot  durch.   Der  Frente  Sandinista  ist  so   entstellt,   dass 
er  –  nach  einer  potentiellen  Entmachtung  von  Ortega  und 
Murillo   –  kaum  reformierbar  scheint.
Wir  wollen  keine  campistische  Politik  nach  der  Logik  ‚Der 

Feind  meiner  imperialistischen  Feinde  ist  mein  Freund’.   Wenn 
einige  europäische  Linke  in  Nicaragua  (oder  Venezuela)   den­
noch  die  derzeitige  Speerspitze  der  sozialistischen  Revoluti­
on  sehen,   muss  man  festhalten,   dass  es   heute  anscheinend 
beschämend  wenig  braucht,   um  als  revolutionär  zu  gelten.

 Kommentar 

Nicaragua: Gespaltene
Solidaritätsbewegung

Bild: Szene in Nicaragua während 
einer Demonstration gegen die 
Regierung, 2. September 2018.



Mit  der  STAF­Vorlage  versucht  die  politi­
sche  Elite  in  der  Schweiz,   auf  zwei  zentra­
len  politisch­sozialen  Achsen  die  seit 
Jahrzehnten  dauernden  Angriffe  auf  die 
Arbeiter*innenklasse  weiterzutreiben.1   Bei 
dieser  Offensive  sind  Erpressungen  und  Lü­
gen  wichtige  Mittel.   Bei  der  Steuervorlage 
wird  angeführt,   dass  nur  eine  massive  Sen­
kung  der  Unternehmenssteuern  die  Ab­
wanderung  grosser  Konzerne  verhindern 
könne,   während  bei  der  AHV  auf  eine  an­
geblich  kommende  Finanzierungslücke 
hingewiesen  wird.   Die  Sozialdemokratie 
und  die  Gewerkschaftsführungen  erzählen 
diese  beiden  lügenhaften  und  erpres­
serischen  Untergangsepen  brav  nach  –  auf 
Kosten  der  Lohnabhängigen.

Steuervorlage 17: Über 2 Milliarden 
für die Unternehmer*innen
Die  Steuervorlage  17  wurde  im  Septem­

ber  2018  vom  Parlament  verabschiedet.   Dagegen  haben  ver­
schiedene  linke  Gruppierungen  am  9.   Oktober  2018  das 
Referendum  ergriffen.   Dazu  gehören  Sektionen  der  BFS/MPS 
(Bewegung  für  den  Sozialismus) ,   einzelne  Sektoren  aus  den 
Gewerkschaften,   darunter  insbesondere  der  VPOD/SSP  (Ge­
werkschaft  im  Service  public) ,   verschiedene  NGOs,   die  Grü­
ne  Partei,   die  sich  auf  die  Wahlen  2019  hin  ein  Profil  links 
der  SPS  verschaffen  will,   solidaritéS,   die  PdA/POP,   sowie  ein­
zelne  Zusammenhänge  in  der  SPS,   vor  allem  die  Juso.   Falls 
dieses  Referendum  mit  mindestens  50’000  gültigen  Unter­
schriften  bis  zum  17.   Januar  2019  zustande  kommt,   wird  dar­
über  am  19.   Mai  2019  abgestimmt  werden.

Die  Steuervorlage  17  unterscheidet  sich  kaum  von  der  USR 
III.   Der  einzige  wichtige  Unterschied  ist,   dass  an  ihrer  Ausar­
beitung  die  SPS  massgeblich  beteiligt  war,   während  dies  bei 
der  USR  III  2016/2017  nicht  der  Fall  war.   Dies  ist  auch  der 
Grund,   weshalb  2017  das  Referendum  gegen  die  USR  III  auch 
von  der  SPS  mitgetragen  wurde,   während  sie  heute  die  STAF 
massiv  unterstützt.   Wie  auch  bei  der  USR  III  werden  die  Un­
ternehmen  und  Aktionär*innen  vor  allem  auf  kantonaler  Ebe­
ne  mit  insgesamt  2  bis  4  Milliarden  Steuerreduktionen 
rechnen  können.   Insgesamt  rechnet  man  mit  Steuersätzen 
von  unter  10  %  bis  ca.   16  %  auf  Gewinnen  je  nach  Kanton 
und  politischer  Dynamik.   Am  anderen  Pol  des  Klassenkon­

2017 war ein Jahr der politischen Rückschläge für die Schweizer Bourgeoisie. In zwei zentra‐
len Projekten erlitt sie an der Urne eine Niederlage: Im Februar wurden die Unternehmenssteu‐
erreform III (USR III) und im September die Altersvorsorge 2020 (AV2020) zurückgewiesen, 
zwei der wichtigsten Projekte aktueller bürgerlicher Politik. Mit der Steuervorlage 17 und der 
AHV-Finanzierung (STAF) werden nun beide Projekte in einem kombinierten Angriff auf die Ar‐
beiter*innenklasse verbunden. Was steckt dahinter? von Willi Eberle

 Schweiz 

STAF: NEIN und NEIN zum 
4 Milliardenbschiss an der 
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Paul Rechsteiner, SPS Ständerat und SGB Präsident, 
kann sich mit seiner Unterstützung der STAF nicht ge‐
gen alle Gewerkschaften durchsetzen.



fliktes  müssen  die  Lohnabhängigen  damit  rechnen,   dass 
der  finanzielle  Druck  auf  das  öffentliche  Gesundheits­   und 
Bildungswesen  und  andere  öffentliche  Bereiche  in  der  Fol­
ge  mit  Sparpaketen  und  Privatisierungen  weiter  verschärft 
wird.  
Es  ist  nicht  einzusehen,   weshalb  nun  alle  ca.   550’000 

Unternehmen  in  der  Schweiz,   insbesondere  auch  diejeni­
gen  ca.   50’000  mit  über  10  Beschäftigten,   die  steuerlichen 
Privilegien  der  etwa  24’000  multinationalen  sogenannten 
Statusgesellschaften  übernehmen  können,   statt  dass  die­
se  Privilegien  einfach  abgeschafft  würden.   Schliesslich  be­
zahlen  die  Lohnabhängigen  bereits  zwischen  20  und  30% 
direkte  Steuern  auf  ihren  Einkommen,   abgesehen  von  der 
Mehrwertsteuer  und  anderen  indirekten  Steuern,   sowie 
der  Kopfsteuer  bei  den  Krankenkassen.   Wie  die  Steuersta­
tistik  zeigt,   haben  die  Unternehmen  und  Aktionär*innen 
über  die  vergangenen  zehn  Jahre  ihre  Gewinne  insgesamt 
mehr  als  verdoppelt,   während  die  Lohneinkommen  sta­
gnierten.   Denen,   die  haben,   wird  gegeben  –  dies  entspricht 
ja  geradezu  der  Definition  von  Klassenpolitik.
Die  Begründung  für  diese  Gegenreform  baut  auf  Lügen 

und  Erpressung:   Es  wird  ins  Feld  geführt,   dass  die  Schweiz 
von  der  OECD  und  von  der  EU  zunehmend  unter  Druck 
gerät  aufgrund  der  Steuerprivilegien  für  die  Multis  (die 
oben  genannten  24'000  sog.   Statusgesellschaften)   und  die­
se  in  der  ersten  Hälfte  2019  abgeschafft  werden  müssten,  
ansonsten  würden  Sanktionen  drohen.   Dies  mag  stimmen.  
Aber  dass  diese  Privilegien  einfach  auf  alle  Unternehmen 
und  Aktionär*innen  ausgedehnt  werden  sollen,   steht  nir­
gends.   Es  wird  vielmehr  so  getan,   auch  von  der  SPS  (und 
die  Grünen  übernehmen  dieses  Argument) ,   als  ob  die 
Schweiz  im  internationalen  „Steuerwettbewerb”  keine  an­
dere  Alternative  hätte  und  für  die  Statusgesellschaften  um 

jeden  Preis  attraktiv  bleiben  müsste!
Immerhin  taucht  die  Besteuerung  unter  den  sogenann­

ten  „12  Säulen  der  Wettbewerbsfähigkeit”2,   wie  sie  vom 
WEF  kürzlich  veröffentlicht  wurden,   nicht  auf.   Und  trotz­
dem  drehen  alle  in  den  kantonalen  und  lokalen  Regierun­
gen  vertretenen  Parteien  an  der  Schraube  des 
Steuerwettbewerbs  und  heizen  damit  eine  international 
verhängnisvolle  Dynamik  noch  weiter  an;   so  wird  ge­
schätzt,   dass  dem  globalen  Süden  2016  durch  den  globa­
len  Steuerwettbewerb  bis  zu  200  Milliarden3 
Steuereinnahmen  entzogen  wurden.   Hierzulande  jedoch 
werden  von  den  Regierungsparteien  diejenigen  Konzerne 
gehegt  und  umsorgt,   die  dort  an  der  Generierung  von  Hun­
ger,   Elend,   Landvertreibungen,   Wasserknappheit  und  ­ver­
seuchung,   Seuchen,   Bodenerosion  und  Krieg  verdienen 
und  damit  gerade  die  Ursachen  schaffen,   die  die  Menschen 
in  die  Flucht  treiben.

AHV-Finanzierung: Die Arbeiter*innenklasse be‐
zahlt 2 Milliarden für ein Pseudoproblem
Die  Bourgeoisie  erhöht  den  Druck  auf  die  Arbeiter*in­

nenklasse  in  allen  Bereichen.   Sie  kommt  damit  in  einer 
Referendumsdemokratie  –  die  wir  glücklicherweise  immer 
noch  haben  –  nur  weiter,   indem  die  SPS  und  die  Gewerk­

Der Steuerteil der Vorlage bringt die Abschaffung von interna‐
tional verpönten Privilegien für etwa 24 000 Unternehmen und 
ermöglicht den Kantonen die Einführung gewisser Ersatzver‐
günstigungen für alle Unternehmen und Aktionär*innen, die in‐
ternational toleriert sind.

Dividenden aus qualifizierten Beteiligungen sollen beim Bund 
zu 70 Prozent, kantonal zu mindestens 70 Prozent besteuert 
werden.  

Mittels einer Patentbox (OECD-Standard) werden Gewinne aus 
Patenten und vergleichbaren Rechten ermässigt besteuert. So 
sollen eine Patentbox obligatorisch für alle Kantone sowie zu‐
sätzliche Abzüge für Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
von maximal 50% auf fakultativer Basis eingeführt werden.

Der Abzug auf Eigenfinanzierung (zinsbereinigte Gewinnsteu‐
er) soll nur für Hochsteuerkantone (mindestens 13,5% ohne 

Direkte Bundessteuer) zugelassen werden (fakultativ kantonal).

Es sind Entlastungen bei der Kapitalsteuer vorgesehen (fakul‐
tativ kantonal).

Jeder Steuerfranken, der durch die STAF -Vorlage entfällt, soll 
mit einem Franken an die AHV gegenfinanziert werden. Da mo‐
mentan mit ca 2 Milliarden Steuerausfällen gerechnet wird, soll 
die vorgesehene Gegenfinanzierung an die AHV durch je 1,5 
Lohnpromille (insgesamt 3 Lohnpromille), der Zuweisung des 
ganzen Zusatzprozentes der MWST und durch eine Erhöhung 
des Bundesbeitrags an die AHV auf 20,2% erfolgen.

�Quelle: Siehe Bundesblatt vom 9. Oktober: www.admin.ch/opc/
de/federal-gazette/2018/6031.pdf; der Verlauf der Parlaments‐
debatte ist hier dokumentiert: www.parlament.ch/de/ratsbe‐
trieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?
SubjectId=43933  

Die STAF im Überblick
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„ Es  wird  so  getan,   als   ob  die  Schweiz  im 
internationalen  , Steuerwettbewerb’  keine 
andere  Alternative  hätte  und  für  die 
Statusgesellschaften  um  jeden  Preis  attraktiv 
bleiben  müsste!“
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schaftsführungen  politisch  stärker  eingebunden  werden,  
als  dies  beispielsweise  bei  der  USR  III  der  Fall  war.   Entspre­
chende  Erfahrungen  wurden  z.B.   in  Basel­Stadt  und  in  der 
Waadt  gemacht.   Durch  die  Verbindung  der  massiven  Un­
ternehmenssteuersenkung  mit  „sozialen”  Massnahmen  un­
ter  „Führung”  der  SPS  wurden  diese  Steuersenkungen  in 
den  kantonalen  Abstimmungen  akzeptiert.  

Desgleichen  mit  der  STAF:   Durch  das  „giftige  Zücker­
chen”  der  Zusatzfinanzierung  der  AHV  von  über  2  Milliar­
den  sollen  die  Steuersenkungen  zugunsten  der 
Unternehmer*innen  und  Aktionär*innen  für  die  Arbei­
ter*innenklasse  akzeptabel  gemacht  werden.   Die  SPS  lässt 
dabei  die  Lohnabhängigen  die  Zusatzfinanzierung  auch 
noch  gleich  selbst  bezahlen.   Denn  sie  wird  durch  höhere 
Lohnabzüge  (Anstieg  von  8.4  auf  8.7%) ,   eine  Erhöhung  der 
Mehrwertsteuer  (bis  zu  1%)   und  mehr  Bundesbeiträge  an 
die  AHV  finanziert.  
Das  ganze  Paket  soll  den  Wähler*innen  mit  der  allseits 

geteilten  Annahme  einer  systematischen  Finanzierungs­
lücke  bei  der  AHV  glaubhaft  gemacht  werden.   Doch  dieses 
Argument  blendet  die  wirkliche  Ursache  für  die  Probleme 
im  Rentensystem  aus.   Das  Problem  ist  weniger  die  „Über­
alterung”  der  Gesellschaft  als  das  System  der  Zweiten  Säu­
le,   wo  in  den  vergangenen  30  Jahren  aufgrund 
verschiedener  Gegenreformen  und  der  Finanzkrisen  zwi­
schen  33  und  40%  der  Rentenansprüche  verloren  gegan­
gen  sind.   Gleichzeitig  steht  die  AHV  immer  noch  auf 
vergleichsweise  soliden  finanziellen  Füssen.  
Die  Gründe  für  eine  mögliche  Finanzierungslücke  bei 

der  AHV  liegen  weniger  im  Anstieg  der  Lebenserwartung 
als  bei  den  stagnierenden  Reallöhnen.   Während  zwischen 

den  1950er  und  1970er  Jahren  die  AHV  in  mehreren  Schrit­
ten  ausgebaut  wurde  und  gleichzeitig  die  Lebenserwartung 
bis  in  die  1990er  Jahre  anstieg,   um  dann  einem  Plafond  zu­
zustreben,   wurde  nie  eine  Finanzierungslücke  sichtbar.  
Kompensiert  wurde  nämlich  dieser  Ausbau  bis  in  die  1970er 
Jahren  durch  Lohnerhöhungen  von  jährlich  3­6%  sowie  ei­
ne  beinahe  Verdoppelung  der  Zahl  der  Lohnabhängigen.  

Die  Gewerkschaftsführungen 
wollen  aus  Angst,   das  „Erfolgs­
modell  Schweiz”  zu  gefährden,  
seit  Jahrzehnten  keine  Kampa­
gne  zur  Durchsetzung  von  sub­
stantiellen  Lohnerhöhungen 
mehr  führen,   und  die  Bourgeoi­
sie  greift  zunehmend  die  Sub­
stanz  des  Einkommens  der 
Arbeiter*innenklasse  an,   um 
die  Sozialwerke  zu  finanzieren 
(Lohnbeiträge,   Mehrwertsteu­
ern) ,   ohne  auf  einen  ernst  zu 
nehmenden  Widerstand  der 
SPS  oder  der  Gewerkschafts­
führungen  zu  stossen.   Ja,   diese 
werden  vielmehr  in  die  Gegen­
reformen  eingebunden  mit  so­
genannten  „Deals”  wie  bei  der 
aktuellen  STAF  oder  der 
AV2020  von  vergangenem  Jahr.

Das  Hauptargument  der  SPS  und  der  Gewerkschaftsfüh­
rungen  für  die  Unterstützung  der  STAF  liegt  in  der  Hoff­
nung,   damit  einer  weiteren  Gegen­  reform  in  der  AHV  etwas 
die  Luft  wegzunehmen.   Insbesondere  die  Erhöhung  des 
Rentenalters  soll  damit  abgewendet  werden.   Mittlerweile 
ist  aber  klar,   dass  der  Bundesrat  im  ersten  Halbjahr  2019,  
also  ungefähr  zum  Zeitpunkt  einer  allfälligen  Referendums­
abstimmung  über  die  STAF,   ein  entsprechendes  Projekt  zur 
„Reform”  der  AHV  vorlegen  wird,   wo  eine  Erhöhung  des 
Rentenalters  gefordert  wird.   Dies  wird  aber  die  SPS  nicht 
weiter  beeindrucken:   Hauptsache,   sie  bleibt  im  Geschäft 
mit  der  Bourgeoisie.

1 Siehe für eine gute Zusammenfassung: K-Tipp Nr. 17 vom 17. 
Oktober 2018; online: www.ktipp.ch/artikel/d/steuerdeal-kostet-
die-bevoelkerung-vier-milliarden/. 

2 Siehe z.B. NZZ vom 17. Oktober 2018: Die Schweiz stürzt vom 
Podest; online: www.nzz.ch/wirtschaft/die-schweiz-ist-weniger-
wettbewerbsfaehig-als-bisher-angenommen-angeblich-ld.
1428508.

3 Siehe z.B. Alliance Sud: www.alliancesud.ch/de/politik/steuer-
und-finanzpolitik/steuervorlage-17-absage-globale-verantwortung.
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    Das Andere Davos 2019!   
A uch diesen Januar findet in Davos das World 

Economic Forum (WEF) statt. Dieses Tref‐
fen vereint die mächtigsten „Wirtschaftsführer*in‐
nen“, einflussreiche Politiker*innen sowie die Ver‐
antwortlichen von internationalen Institutionen wie 
IWF, WTO oder EZB. Die Organisator*innen und Teil‐
nehmer*innen des WEF versuchen der Öffentlichkeit 
zu zeigen, dass sie ernsthaft an der Lösung gesell‐

schaftlicher Probleme interessiert seien. Dabei sind 
es gerade sie, die als Repräsentant*innen der ka‐
pitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsord‐

nung täglich Armut und Unterdrückung verursachen 
und damit den Nährboden für die allgegenwärtige, 

fremdenfeindliche Hetze bereiten.

U m eine Gegenöffentlichkeit zum WEF zu schaffen, organisiert 
die Bewegung für den Sozialismus (BFS) in Zürich am Freitag, 

11. Januar und Samstag, 12. Januar 2019 wie jedes Jahr ein alterna‐
tives Forum – das Andere Davos. Am diesjährigen Anderen Davos 
stellen wir Streiks in ihren unterschiedlichen Formen ins Zentrum der 
Debatten. Ein besonderes Augenmerk legen wir dabei auf die Frau‐
en*streiks in Spanien und der Schweiz, die 2019 stattfinden werden.

K ollektive Arbeitsniederlegungen geben uns immer wieder An‐
lass zur Hoffnung. Wenn Amazon-Arbeiter*innen in mehreren 

europäischen Ländern gleichzeitig streiken; wenn Lehrer*innen in 
vielen, mehrheitlich konservativen US-Bundesstaaten den Schulbe‐
trieb lahmlegen; wenn Arbeiter*innen und Studierende in Frankreich 

das Land blockieren; wenn der universitäre Mittelbau in Deutschland 
oder England den Gehorsam verweigert und den Elfenbeinturm zum Wackeln bringt; wenn Frau‐

en* im gesamten Spanischen Staat – und bald auch in der Schweiz – rufen «Wenn wir streiken, steht die Welt still!»; 
dann erkennen wir in Ansätzen die Konturen, wie eine andere, solidarische Welt aussehen könnte.

D as Ziel des Anderen Davos ist es, der Rechtsentwicklung in Europa und der Vernetzung der Herrschenden am 
WEF unsere solidarischen Ideen und die kollektive Organisierung von unten entgegenzusetzen. Als Gäste mit da‐

bei sind dieses Jahr der revolutionäre Pöstler Olivier Besancenot aus Frankreich, die Lehrer*innenaktivistin Dana Blan‐
chard aus den USA, die feministische Streikführerin Julia Cámara aus dem Spanischen Staat, die sozialistische Ge‐
werkschafterin Eliana Como aus Italien, die schweizweite Frauenverantwortliche des VPOD Michela Bovolenta, 
Aktivist*innen der Betreuer*innengruppe Trotzphase aus Zürich und viele mehr.

Programm 
Wann und wo: 11. & 12. Januar 2019 im Volkshaus Zürich, Stauffacherstrasse 60, Zürich.

FR, 11. Januar 2019, ab 19:00 Uhr: Abendplenum «Arbeiten und streiken im 21. Jahrhundert»

SA, 12. Januar 2019, ab 10.30 Uhr: Workshops zu Streiks und Organisierungsprozessen

SA, 12. Januar 2019, ab 18.00 Uhr: Abendplenum «Frauen* streiken weltweit!»

Für genauere Details siehe: sozialismus.ch/ad19

Die Konferenz wird auf Deutsch, Englisch und Französisch übersetzt. Zudem wird am Samstag während dem gan‐
zen Programm in der Spielbaracke auf dem Kanzleiareal eine Kinderbetreuung organisiert. Anschliessend an das of‐
fizielle Programm gibt es am Samstagabend eine Soliparty mit Essen im Provitreff in Zürich. 



1. Sozialismus = kollektive und demokratische Ver‐
waltung der Produktionsmittel
Die  kapitalistische  Gesellschaft  zeichnet  sich  dadurch  aus,  

dass  sich  die  Produktionsmittel  –  also  die  Ge samtheit  der 
Hilfsmittel,   welche  für  die  Bereitstellung  von  Gütern  und 
Dienstleistungen  not wendig  sind  (Werkzeuge,   Maschinen,  
Gebäude,   Transportmittel,   Rohstoffe)   –    im  Besitz  privater  Ei ­
gentümer*innen  be finden:   den  Kapitalist*innen.   Als  soziale 
und  politische  Klasse  bestehen  die  Kapitalist*innen  zwar  nur 
aus  einer  kleinen  Min derheit  von  Unternehmer*innen  und 
ihren  politischen  Vertreter*innen.   Den noch  besitzen  und 
kontrollieren  sie  die  grosse  Mehrheit  des  weltweit  produzier­
ten  Reichtums  und  ver grössern  diesen,   indem  sie  die  Mehrheit 
der  Menschen,   die  Klasse  der  Lohnabhängigen,   für  sich  ar ­
beiten  lassen.   Das  Kernanliegen  unseres  sozialisti schen 
Projektes  besteht  darin,   diese  Macht­  und  Eigentumsver­
hältnisse  gänzlich  zu  überwinden  und  die  derzeit  privaten 
Produktionsmittel  zu  verge sellschaften,   also  in  gemein­
schaftlichen  Besitz  zu  überführen.   Mit  kollektiver  Verwaltung 
der  Produk tionsmittel  meinen  wir  ausdrücklich  nicht  nur  eine 
Beaufsichtigung  von  aussen  (etwa  durch  externe  Kon­
trollorgane) ,   sondern  eine  umfassende  Aneignung  durch  die 
Produzie renden  und  die  Gesell schaft.  
Wenn  wir  dieses  Prinzip  ernst  nehmen,   so  wird  auch  klar,  

dass  Sozialismus  keinesfalls  mit  der  blos sen  Verstaatlichung 
von  Betrieben  verwechselt  werden  darf:   Auch  Staatsbetriebe 
werden  durch  Gremien  von  oben  nach  unten  gelenkt  und 
unterliegen  kapitalistischen  Sachzwängen:   Renta bilität,  
Warenförmigkeit,   Wachstum  und  Marktorientierung.   Öf­
fentlich­rechtliche  Be triebe  wie  die  Schweizerischen  Bun­
desbahnen  (SBB)   oder  das  schweizerische  Rüstungs­ 
unternehmen  (RUAG)   sind  profitorientierte  Aktienge­
sellschaften,   bei  denen  der  Bund  Haupt­  oder  Alleinak tionär 
ist.   Um  der  Herrschaft  des  Kapitals  eine  kollektive  Gestal­
tungsmacht  von  unten  entgegenzu setzen,   treten  wir  als 
Sozialist*innen  deswegen  nicht  für  eine  Verstaatlichung,  
sondern  für  die  Schaffung  von  demokratisch  organisierten 
Kontroll­   und  Selbstverwaltungsstrukturen  ein.   Erst  durch  die 
umfassende  und  gesetzlich  garantierte  Verankerung  von 

Selbst in der Schweiz, einem Land mit einer äus‐
serst robusten Tradition der Konsensorien tierung 
und des Arbeitsfriedens, existieren zahlreiche 
Basiskollektive, die sich gegen die Un gerechtigkeiten 
des kapitalistischen Alltags organisieren: 
Solinetzwerke, Organisationen und NGOs setzen 
sich gegen das aktuelle Migrationsregime ein, 
kämpfen gegen Sozialabbau und für bessere 
Arbeits bedingungen, prangern die aktuelle 
“Klimapolitik” an oder stehen für fe ministische 
Anliegen ein. Als Bewegung für den Sozialismus 
sehen wir es als unsere Aufga be, derartige Initiativen 
zu unterstützen und im Rahmen unserer Möglich ‐
keiten mitzugestalten. Gleichzeitig nehmen wir eine 
revolutionär-sozialistische Perspekti ve ein, weil wir 
davon überzeugt sind, dass Widerstand gegen das 
System stärker wird, wenn es gelingt, verschiede ne 
Kämpfe zu verbinden und eine gesamtgesellschaft‐
liche Alter native zu formulieren. Angesichts der 
historischen und aktuellen Vereinnahmung und völli ‐
gen Diskreditierung „des Sozialismus“ durch 
autoritär-stalinistische Regime sowie „sozial ‐
demokratische“, de facto systemerhaltenden Kräfte, 
ist es wichtig, zu erläutern, was wir un ter 
Sozialismus verstehen und welche Schlüsse wir aus 
den bisherigen Erfahrungen mit sozialistischem 
Anspruch ziehen. Die folgenden Thesen stellen den 
Versuch dar, unsere Vorstellung von Sozialismus 
grob zu skizzieren. von David Ales
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Gemeinei gentum  lassen  sich  die  Bedingungen  für  eine 
Gesellschaft  schaf fen,   in  der  demokratisch  bestimmt  wird,  
welche  Güter  und  Dienstleistungen  unter  welchen 
Bedingungen  erarbeitet  und  zur  Verfügung  gestellt  werden.  
Nur  so  ist  es  möglich,   gesellschaftliche  Bedürfnisse  unter 
Berücksichtigung  ökologischer  Kriterien  ins  Zentrum 
menschlicher  Tätigkeit  zu  stellen.

2. Sozialismus = gleichberechtigte Teilhabe und 
Zugang zu öffentlichen Gütern
Die  Mehrheit  der  Menschen  ist  heute  dem  Zwang 

unterworfen,   im  Rahmen  kapitalistisch  organisier ter  Er ­
werbsarbeit  ihre  eigene  Arbeitskraft  zu  verkaufen  und  somit 
als  Lohnabhängige  zu  arbeiten.   Durch  das  Gemeineigentum 
an  Produktionsmitteln  soll  dieser  Zustand  aufgehoben 
werden.   Um  aber  zu  gewährleis ten,   dass  in  einer  künftigen 
Gesellschaft  allen  Menschen  gleichberechtigte  Teil habe  und 
Mitbestimmungs möglichkeiten  zustehen,   müssen  Selbstver­
waltungsstrukturen  auch  aus serhalb  des  Arbeitsplatzes 
erkämpft  werden:   in  den  Quartieren,   in  Bildungsinstitutio­
nen,   öffentlichen  Einrichtungen  und  in  der  Verwaltung.   Ziel 
sollte  sein,   Fragen  des  gesellschaftlichen  Miteinanderle bens,  
kulturelle  Aktivitäten,   Freizeit  und  Erholung  nicht  mehr 
kommerziell  und  geldvermittelt,   son dern  gemeinschaftlich 
zu  planen  und  zu  gestalten.   Der  Zugang  zu  Bildungs­,  
Gesundheits­,   Pflege  und  Erziehungseinrichtungen,   sowie 
kulturelle  Angebote  und  der  öffentliche  Verkehr  müssen 
dabei  allen  Menschen  unentgeltlich  zugänglich  sein.   Der 
freie  Zugang  zu  öffentlichen  Gütern  und  die  de mokratische 
Teilhabe  sollen  nicht  nur  zu  einer  gleichberechtigten  und 
solidarischen  Gesellschaft  führen,   sondern  auch 
Möglichkeiten  für  neue  Formen  des  Zusammenlebens 
(Wohnen,   Freizeit,   Kinderbetreuung,   Be ziehungen)   schaffen.

3. Sozialismus = Basisdemokratie  und 
Verhinderung von Machtkonzentration
Vergangene  und  aktuelle  Projekte  mit  sozialistischem 

Anspruch  waren  und  sind  von  Repression,   Bürokra tisierung,  
Personenkult  und/oder  Gewalt  gegenüber  Andersdenkenden 
begleitet.   Ganz  of fensichtlich  verfügte  der  sogenannte 
„Realsozialismus“  über  kein  Korrektiv,   um  eine  immer 
grössere  Machtfülle  und  die  Herausbildung  neuer  Eliten  zu 

verhindern.   Es  ist  daher  wenig  verwunderlich,   dass 
heutzutage  vie le  Menschen  davon  ausgehen,   dass 
Bürokratisierung  und  Dik tatur  nicht  nur  „zum  Wesen  des 
Sozialismus“  gehören,   sondern  gar  in  der  marxschen 
Theorie  ange legt  sind.   Das  diese  Annahmen  falsch  sind,  
ergibt  sich  schon  aus  den  ersten  beiden  Thesen  dieses 
Textes:   Wenn  das  Kernanliegen  des  Sozialismus  in  der 
Kollektivierung  und  Vergesellschaftung  der  Produktionsmit­
tel  und  aller  sonstigen  Lebensbereiche  besteht,   so  ist  auch 
klar,   dass  die  Aneignung  all  dieser  Bereiche  durch  eine 
bürokratisch  organisierte  Einheitspartei  oder  eine  sonstige 
Machtelite  nichts  mit  Sozialismus  zu  tun  hat.   Das  his torische 
Erbe  des  Stalinismus  (und  seinen  zahlreichen  Spielfor men)  

Theorie  |  Was meinen wir mit Sozialismus?

„ Das  Kernanliegen  unseres  sozialisti schen 
Projektes  besteht  darin,   die  aktuellen  Macht­
 und  Eigentumsverhältnisse  zu  überwinden 
und  die  privaten  Produktionsmittel  zu  verge ­
sellschaften,   also  in  gemeinschaftlichen  Besitz 
zu  überführen. “

Die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie: 2015 wurde in Grie‐
chenland ein landesweites Referen‐
dum über weitere Sparprogramme 
(Steuererhöhungen, Rentensenkun‐
gen usw.) durchgeführt. Das klare 
OXI (Nein) der Bevölkerung wurde 
von der griechischen Syriza-Regie‐
rung unter Alexis Tsipras schlicht‐
weg missachtet, die Reformen 
dennoch durchgeführt. In einer ba‐
sisdemokratischen Gesellschaft 
können solche Vorgänge verhindert 
werden, indem öffentliche Ämter 
zeitlich begrenzt und sämtliche 
Amtsträger*innen jederzeit wieder 
abwählbar sind.
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wirkt  aber  bis  heute  nach    und  ist  eines  der  grössten  Hinder ­
nisse  im  Aufbau  einer  neuen,   demokratischen  und  sozia ­
listischen  Bewegung.   Die  Vorstellung  von  Sozia lismus  als 
autoritärer  Konzeption  hemmt  nicht  nur  die  Neuentstehung 
einer  kämpferischen  und  organisier ten  Arbeiter*innen­
bewegung,   sie  trägt  auch  zur  in  linken  Kreisen  weitverbreiteten 
Organisationsfeindlich keit  bei.
Umso  wichtiger  ist  es,   sich  kompromisslos  von  autoritären 

Politikformen  zu  distanzieren  und  auch  kon zeptuell 
Massnahmen  vorzusehen,   die  Bürokratisierung  und  Macht­
konzentration  verhindern.   Auch  wenn  wir  der  Ansicht  sind,  
dass  sich  Sozialismus  nicht  auf  dem  Papier  entwerfen  lässt,  
ist  es  entscheidend,   die  Lehren  aus  den  historischen 
Erfahrungen  zu  ziehen  und  bestimmte  Leitlinien  aus  ihnen 
abzuleiten.   So  sollte  für  ein  künftiges  sozialistisches  Projekt 
gelten:
• Keine  Relativierung  oder  Einschränkungen  von  individuel­
len  politischen  und  sozialen  Rech ten.   Anstatt  Menschenrech­
te  als  bürgerliches  Konzept  abzutun,   sollten  wir  aufzeigen,  
inwie fern  die  Durchsetzung  der  Menschenrechte  unter 
kapitalistischen  Verhältnissen  äusserst  willkürlich  bleibt  und 
letztlich  nur  in  einer  postkapitalistischen  Gesellschaft  für  alle 
realisiert  wer den  kann.   Gerade  in  Zeiten,   in  denen 
rechtsnationalistische  Regierungen  in  zahlreichen  Ländern 
(Ungarn,   Polen,   Österreich,   Türkei,   USA)   die  sozialen  und 
politischen  Rechte  der  Lohnabhängigen  (insbesondere  von 
Frauen  und  Minderheiten)   offen  angreifen,   ist  es  aus  linker 
Sicht  wichtig,   diese  zu  verteidigen.   Einzige  Aus nahme  stellt 
hier  das  Recht  auf  Privateigentum  an  den  Produktions mitteln 
dar.
• Insbesondere  keinerlei  Einschränkungen  der  Presse­,   Ver­
sammlungs­  und  Organisations freiheit.   Das  Selbstbestim­
mungsrecht  von  politischen,   ethnischen  oder  religiösen 
Minderhei ten  muss  eben so  gewährleistet  sein  wie  das 
uneingeschränkte  Recht  auf  Kritik  und  Meinungsäusse­
rungsfreiheit  in  Organisationen,   Selbstverwaltungsstrukturen 
und  überall  sonst.   Dies  gilt  explizit  auch  für  politische 
Gegner*innen,   sofern  diese  nicht  zu  gewalttätigen  und 
menschenverachtenden  Praktiken  aufrufen.
• Das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Bevölkerungen  muss 
respektiert  werden.
• Alle  Personen,   die  in  künftigen  Verwaltungsstrukturen  aktiv 
sind,   müssen  demokratisch  ge wählt  und  jederzeit  wieder 
abwählbar  sein.   Politische  Mandate  müssen  zeitlich  begrenzt 
sein  und  einer  ständigen  Kontrolle  unterliegen.   Privilegien 
finanzieller  oder  sonstiger  Art  sind  verboten.

Rosa Luxemburgs Werk Zur russischen Revolution 
gehört zu den wichtigsten Schriften über das Verhältnis 
von Sozialismus und Demokratie. In ihrer Kritik an den 
Bolschewiki schreibt sie über das Proletariat: „Es soll und 
muss eben sofort sozialistische Massnahmen in ener‐
gischster, unnachgiebigster, rücksichtslosester Weise in 
Angriff nehmen, also Diktatur ausüben, aber Diktatur der 
Klasse, nicht einer Partei oder Clique, Diktatur der Klas‐
se, d. h. in breitester Öffentlichkeit, unter tätigster unge‐
hemmter Teilnahme der Volksmassen, in unbeschränkter 
Demokratie.“ Im Gegensatz zu Trotzki und vielen ande‐
ren Bolschewiki erkannte Luxemburg früh, dass die 
Machtkonzentration innerhalb der Bolschewiki eine Ge‐
fahr für die damals neugegründete Rätedemokratie in der 
Sowietunion darstellte.
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„ Umso  wichtiger  ist  es,   sich  kompromiss­
los  von  autoritären  Politikformen  zu  distan­
zieren  und  auch  kon zeptuell  Massnahmen 
vorzusehen,   die  Bürokratisierung  und 
Machtkonzentration  verhindern. “



4. Sozialismus kann nur aus einer pluralistischen 
Bewegung von unten hervorgehen
Die  Erfahrungen  des  20.   und  21 .   Jahrhunderts  machen 

klar,   dass  Einparteiensysteme  zu  Unterdrü ckung,   Bürokrati­
sierung  und  Gewalt  führen.   Eine  neue  antikapitalistische  und 
emanzipatorische  Be wegung  kann  nur  dann  Erfolg  haben,  
wenn  sie  aus  einer  Pluralität  von  politischen  und  sozialen 
Be wegungen  und  Orien tierungen  entsteht.   Politische 
Organisationen  mit  revolutionär­sozialistischem  Anspruch 
sollten  versuchen,   Teil  des  antikapitalistischen  Wiederstandes 
zu  sein  und  diesen  mit  auf zubauen,   ohne  diesen  aber  zu 
verein nahmen  oder  in  seiner  Diversität  zu  schwächen.  
Selbstver ständlich  ist  es  wichtig  und  legitim,   im  Rahmen 
politischer  Kämpfe  und  Klassenauseinandersetzun gen  die 
eigenen  Grundsätze  und  Anliegen  einzubringen  und  insofern 
auch  für  eine  sozialistische  Orientierung  zu  kämpfen.  
Gleichzeitig  muss  aber  klar  sein,   dass  eine  emanzipatorische 
und  gleich berechtigte  Gesellschaft  nie  aus  der  alleinigen 
Führung  einer  einzigen  Partei  oder  Strömung  entste hen  kann.  
Die  politi sche  Pluralität  in  allen  Selbstverwaltungsorganen 
muss  daher  zu  jedem  Zeit punkt  gewahrt  und  gewährleistet 
werden.   Dies  bedeutet  auch,   von  der  Durchsetzung  eines 
sozialis tischen  Programms  im  Rahmen  eines  revolutionären 
Prozesses  abzusehen,   wenn  dieses  von  der  Mehrheit  der 
Bewegung  abge lehnt  wird.

5. Sozialismus als feministisches Projekt!
Die  einseitige  Fokussierung  traditioneller  sozialistischer 

Bewegungen  und  Parteien  auf  die  Erwerbs arbeit  hat  dazu 
geführt,   dass  die  zentrale  Rolle  feministischer  Kämpfe  und 
von  Frauen  als  elemen tarer  Teil  der  Lohnabhängigen  oft 
vergessen  ging.   Die  unbezahlte  und  meist  in  privatem 
Rahmen  ge leistete  Reprodukti onsarbeit  –  vor  allem  die 
Kindererziehung  sowie  die  Pflege­  und  Hausarbeit  –  un ­
terliegt  zwar  nicht  unmit telbar  der  Kapitalakkumulation,   ist 
aber  für  das  Fortbestehen  kapitalistischer  Gesellschaft  von 
entscheidender  Bedeutung.   Historisch  gesehen  haben  Frauen 
in  Klassenkämpfen,   Streiks  und  Revolu tionen  (1917  in 
Russland,   1936  in  Spanien  etc.)   immer  eine  zentrale  Rolle 
gespielt,   auch  wenn  sie  in  poli tischen  Instanzen  und  intel­
lektuellen  Debatten  oft  un tervertreten  waren  oder  verdrängt 
wurden.   Eine  sozia listische  Bewegung,   die  sich  auf  die  Klasse 
der  Lohn abhängigen  als  revolutionäres  Subjekt  bezieht,   muss 
deswegen  konsequent  feministische  Kämpfe  und  die 
Selbstorganisation  von  Frauen*  unterstützen  und  sie  als 
integralen  Bestandteil  des  Klassen kampfes  begreifen.  
Als  emanzipatorisches  Projekt  müssen  wir  uns  entschieden 

gegen  die  Diskriminierung  von  LGBTQI*­Menschen  wehren 
und  ihre  Anliegen  und  Kämpfe  auch  als  Teil  unserer  Politik 
begreifen.   Der  Kampf  um  die  Sichtbarmachung  und  die 
Gleichberechtigung  verschiedener  Geschlechteridentitäten,  
sexueller  Orientierungen  und  Beziehungsformen  gehört  nicht 
nur  an  sich  zu  unserem  sozialistischen  Projekt,   sondern 
formuliert  zugleich  eine  Kritik  am  mit  dem  Kapitalismus  eng 
verbundenen  bürgerlichen  Familienmodell.

Auch  die  nach  wie  vor  weitverbreitete  ge schlechterbasierte 
Arbeitsteilung,   Ma chismus,   sexistisches  Verhalten  sowie 
Gewalt  gegen  Frauen  sind  das  Ergebnis  einer  patriarchal­ka ­
pitalistischen  Gesellschaft  und  müssen  konsequent  bekämpft 
werden.

6. Sozialismus als antirassistisches und 
internationalistisches Projekt!
Die  Spaltung  der  Klasse  der  Lohnabhängigen  vollzieht 

sich  nicht  nur  entlang  der  Geschlechter,   son dern  auch  entlang 
von  Landesgrenzen,   Regionen  sowie  ethnischen  Gruppen.  
Dabei  profitieren  die  Kapitalist*innen  als  so ziale  Klasse 
weltweit  davon,   dass  ein  grosser  Teil  der  globalen 
Arbeiter*innenklasse  rechtlich  weitgehend  schutzlos  ist  und 
zu  günstigen  Bedingungen  ausgebeutet  werden  kann.   Die 
Entstehung  des  Kapitalismus  ist  historisch  eng  mit  der 
modernen  Sklaverei,   kolonialer  Unterwer fung,   Krieg,  
Nationalstaatenbildung,   Rassismus  und  imperialistischer 
Politik  verbunden.   Die  Schweiz  ist  vor  allem  auf  Grund  ihrer 
Rolle  als  Finanz­  und  Handelsplatz,   aber  auch  durch  die  Akti ­
vitäten  zahlreicher  multinationaler  Konzerne  mit  Sitz  in  der 
Schweiz  ein  wichtiges  Element  der  impe rialistisch­
kapitalistischen  Weltordnung.   Die  globalen  Abhängig ­
keitsverhältnisse  und  die  Klassengegensätze,   die  Millionen 
Menschen  in  die  Flucht  treiben,   werden  weltweit  mit 
neoliberalen,   frem denfeindlichen  und/oder  rassistischen 
Ideologien  kaschiert  oder  gerechtfer tigt.
Die  ideologische,   rechtliche,   politische  und  soziale 

Diskriminierung  von  Migrant*innen  und  Geflüch teten  führt 
auch  in  der  Schweiz  zu  Spaltungen  und  Entsolidarisierung 
und  schafft  dadurch  (teilweise  illegalisierte)   Lohnabhängige,  
die  besonders  leicht  ausbeutbar  sind.   Als  Sozia list*innen 
lehnen  wir  die  Spaltung  der  Lohnabhängigen  ab  und 
bekämpfen  jede  Form  von  Ausgrenzung,   Repression  und 
Diskriminierung.   Darüber  hinaus  ist  es  zentral,   auch 
Arbeitskämpfe  von  Migrant*innen  und  die  Kämpfe  der 
Geflüchteten  um  mehr  Rechte  und  Anerkennung  als  Teil  von 
Klassenauseinanderset zungen  zu  begreifen,   in  welchen  sich 
prekarisierte  Teile  der  Lohnabhängigen  artikulieren  und  orga ­
nisieren.   Nur  wenn  es  gelingt,   auf  internationaler  Ebene  und 
über  ethnisch­kulturelle  Spaltungs versuche  hinweg 
Solidarität  innerhalb  der  Klasse  der  Lohnabhängigen  zu 
schaffen,   lassen  sich  ras sistische  Ideologien  und  Politikformen 
wirksam  bekämpfen.  
Für  uns  ist  klar,   dass  Sozialismus  als  emanzipatorisches 
Projekt  der  Klasse  der  Lohnabhängigen  nur  als  inter­
nationale,   länderübergreifende  Bewegung  Erfolg  haben  kann.  

„ Für  uns  ist  klar,   dass  Sozialismus  als  
emanzipatorisches  Projekt  der  Klasse  der 
Lohnabhängigen  nur  als   internationale,  
länderübergreifende  Bewegung  Erfolg  haben 
kann. “
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Dies  aus  mindestens  zwei  Gründen:   Erstens  geht  im 
globalisierten  Kapitalismus  die  Macht  nicht  nur  von 
nationalen  Regierungen,   sondern  auch  von  supranationalen 
Strukturen  (Europäische  Union,   NATO,   Weltbankgruppe,  
Internationaler  Währungsfonds  etc.)   und  global  tätigen 
Unternehmen  aus.   Da  also  die  herrschende  Klasse  im 
Kapitalismus  global  vernetzt  ist,   lässt  sich  ihre  Macht  auch 
nur  international  angreifen.   Zweitens  besteht  auch  die 
Klasse  der  Lohnabhängigen  de  facto  nicht  aus  national 
isolierten  Einheiten.   Globale  Produktions­  und  Distributi­
onsketten  machen  deutlich,   dass  eine  sozialistische 
Bewegung  immer  versuchen  muss,   die  Klasse  der 
Lohnabhängigen  international  zu  mobilisieren  und  auch 
politisch  zu  vernetzen.

7. Sozialismus + Klimagerechtigkeit = 
Ökosozialismus!
Die  offensichtliche  Unfähigkeit  kapitalistischer  Gesell­

schaften,   ressourcenschonende  und  schads toffarme  Wirt­
schaftskreisläufe  hervorzubringen,   ist  eines  der  besten  und 
dringendsten  Argumente  dafür,   sich  für  einen  Systemwan­
del  einzusetzen.   Es  gilt  daher  immer  wieder  darauf 
aufmerksam  zu  machen,   dass  die  dem  Kapitalismus 
inhärente  Notwendigkeit  nach  ständiger  Intensivierung  und 
Ausweitung  der  Produktion  zwangsläufig  mit  einer 
ökologischen  Um gestaltung  der  Gesellschaft  kol lidiert.
Leider  zeigt  die  miserable  Umweltbilanz  der  ehemaligen 

„realsozialistischen“  Länder  aber,   dass  wir  nicht  davon 
ausgehen  dürfen,   dass  aus  der  Entmachtung  des  Kapitals 
automatisch  eine  ökologi sche  Gesellschaft  hervorgeht.   Auch 
wenn  es  gelingt,   die  Produktionsmittel  zu  kollektivieren 
und  de mokratische  Selbstverwaltungsstrukturen  aufzubau­
en,   so  ist  dies  keine  Garantie  für  eine  ökologi sche  Gesell­
schaft.
Die  durch  die  kapitalistische  Produktions­  und  Kon ­

sumweise  verursachte  Klimaerwärmung  und  Um ­
weltzerstörung  gefährden  die  Existenzgrundlagen  aller 
Menschen,   treffen  aber  vor  allem  die  Lohn abhängigen  und 
Landarbeiter*innen  in  ärmeren  Ländern.   Gleichzeitig  ist  es 
der  enorme  Ressour cenverbrauch  und  die  Politik  der 
imperialistischen    Länder  und  ihrer  Konzerne,   welche  für 
diesen  Prozess  hauptverantwortlich  sind.   Wir  sind 
deswegen  der  Ansicht,   dass  der  Kampf  gegen  die 
Zerstörung  der  globalen  Ökosysteme  nicht  nur  in  unserem 
eigenen  Interesse,   sondern  auch  eine  Frage  der 
internationalen  Solidarität  ist.   Schon  heute  verwen den 
grosse  Teile  der  Umweltbewegung  den  Begriff  der 
Klimagerechtigkeit,   um  die  Verflechtung  sozia ler,   ökono­

mischer  und  ökologischer  Anliegen  aufzuzeigen.
Eine  ökosozialistische  Perspektive  zu  verfolgen  bedeutet 

für  uns,   ökologische,   soziale  und  politi sche  Anliegen 
zusammenzudenken.   Dazu  gehört  einerseits,   sich  an  den 
Forderungen  von  Lohn abhängigen,   Landarbeiter*innen  und 
Indigenen  im  globalen  Süden  zu  orientieren.   Andererseits 
ver langt  das  Prinzip  der  Klimagerechtigkeit  gerade  in  einem 
imperial­istischen  Land,   sich  konsequent  gegen  um ­
weltschädliche  Produktions­  und  Konsumweisen  einzuset­
zen  und  nach  Alternativen  zu  suchen.   Dies  betrifft  sowohl 
die  Industrie,   die  Städte­  und  Raumplanung,   die  Transport­
mittel  und  die  damit  ver bundene  Infrastruktur,   die  Nah­
rungsmittelerzeugung  und  die  Energiepolitik.
Ökosozialismus  bedeu tet  für  uns  keine  technologiefeind­

liche  Haltung:   Die  Suche  nach  alternativen  und  neuen 
Produktionsverfahren,   Ma terialien  und  Mobilitätskonzepten 
wird  zwangsläufig  Teil  eines  ökosozialistischen  Projektes 
sein.   Aber  wir  sind  der  Ansicht,   dass  bei  der  Entwicklung 
neuer  sowie  der  Beurteilung  aktueller  Tech nologien  vor 
allem  die  globalen  und  langfristigen  Auswirkungen 
berücksichtigt  werden  müssen.   Pro duktionsverfahren  und 
Güter,   die  auf  den  massiven  Einsatz  fossiler  Brennstoffe 
oder  andere  endli che  Ressourcen  angewiesen  sind,   stellen 
aus  ökosozialistischer  Sicht  ein  Problem  dar  und  müssen 
falls  möglich  angepasst  oder  ersetzt,   falls  nötig  abgeschafft 
werden.   Dies  selbst  dann,   wenn  sie  heute  –  wie  dies 
beispielsweise  beim  Autoverkehr  der  Fall  ist  –  für  einzelne 
Regionen  und  Bevölkerungsteile  mit  materiellen  Komfort 
verbunden  und  kulturell  verankert  sind.

Sozialismus neu denken, Kapitalismus 
überwinden!
Die  soeben  formulierten  Thesen  über  Sozialismus  sind 

zwangsläufig  unfertig  und  bleiben,   angesichts  des  Fehlens 
breiter  antikapitalistischer  und  sozialistischer  Massen­
bewegungen  abs trakt.   Gerade  weil  jede  neue  Gesellschafts­
form  –  so  auch  Sozialismus  –  im mer  das  Ergebnis  von 
Klassenkämpfen  und  demokratischen  Aus handlungs­
prozessen  ist,   ist  es  zum  jetzigen  Zeitpunkt  nicht  möglich,  
ein  detailliertes  Programm  zur  Erreichung  und  Gestal tung 
einer  sozialisti schen  Gesellschaft  zu  entwerfen.   Konkrete 
Forderungen  müssen  sich  wenn  immer  möglich  an  aktuellen 
politischen  Fragen,   Debatten  und  sozialen  Bewegungen 
orientieren  und  auf  diese  Bezug  nehmen.   Dennoch  gehört 
eine  lebendige  Debatte  dar über,   was  wir  eigentlich  unter 
Sozialismus  verstehen  und  welche  Grundsätze  uns  dabei 
wichtig  sind,   zur  politischen  Kultur  und  zur  Aufbauarbeit 
im  Rahmen  der  Bewegung  für  den  Sozialismus.
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„ Eine  ökosozialistische  Perspektive  zu  verfolgen  bedeutet  für  uns,  
ökologische,   soziale  und  politi sche  Anliegen  zusammenzudenken. “



Während  weltweit  Hunderte  von  Millionen  Menschen  nicht 
in  der  Lage  sind,   ihre  Grundbedürfnisse  nach  Nahrung,   Unter­
kunft,   Sicherheit  und  Gesundheit  zu  decken,   nehmen  auch  in 
grossen  Teilen  Europas  Armut  und  Arbeitslosigkeit  dramatisch 
zu.   Und  selbst  in  der  reichen  Schweiz  müssen  Hunderttausen­
de  einer  Lohnarbeit  nachgehen,   ohne  dabei  ihre  Lebenskosten 
decken  zu  können  (working  poor) ,   leiden  viele  unter  der  zu­
nehmenden  Intensität  der  Arbeitswelt  (Stresserkrankungen) ,  
werden  Millionen  Menschen  rechtlich  diskriminiert  (Migrant*in­
nen,   Sans­Papiers) .
Die  aktuelle  Gesellschaft,   in  der  sich  die  herrschende  Klasse 

auf  Kosten  der  Lohnabhängigen  und  unserer  natürlichen  Le­
bensgrundlagen  weltweit  bereichert,   ist  weder  naturgegeben 
noch  unumstösslich.   Sie  ist  das  Produkt  eines  historischen  Pro­
zesses,   dessen  Weiterentwicklung  wir  gemeinsam  beeinflussen 
können.   Wir,   Aktivist*innen  der  Bewegung  für  den  Sozialismus,  
sind  davon  überzeugt,   dass  die  kapitalistische  Gesellschaft  täg­
lich  zu  Ungleichheit,   Unterdrückung  und  Gewalt  führt  und  des­
wegen  überwunden  werden  muss.   Armut,   Umweltzerstörung,  
Sexismus,   Rassismus  und  andere  Diskriminierungsformen  ver­
stehen  wir  als  Folge  eines  Systems,   das  seinen  Ursprung  in  der 
Trennung  der  Gesellschaft  in  eine  besitzende  Minderheit  und 
eine  (mehr  oder  wenige)   besitzlose  Mehrheit  hat.
 

Widerstand zeichnet Konturen einer anderen Welt!
Deshalb  beteiligen  wir  uns  an  den  Mobilisierungen  gegen  den 

Kapitalismus  (WEF,   G20  usw.)   und  seine  imperialistischen  Krie­
ge.   Wir  engagieren  uns  auch  in  antirassistischen,   feministischen 
und  ökolologischen  Bewegungen  sowie  an  den  Schulen  und  Uni­
versitäten.   Wir  unterstützen  die  Bemühungen  all  jener,   die  ak­
tiv  für  die  Forderungen,   Interessen  und  Rechte  der 
lohnabhängigen  Menschen  und  aller  Unterdrückten  eintreten.  
Wir  sind  an  der  Basis  der  Gewerkschaften  aktiv,   wo  wir  die  di­
rekte  Aktion  der  Lohnabhängigen  (Mobilisierungen,   Streiks 
usw.)   fördern  und  unterstützen.   Wir  wollen  durch  kollektive 
Kämpfe  die  Ideen  und  Grundsätze  einer  anderen  Gesellschaft 
entwickeln  und  zur  Diskussion  stellen.   Wir  wünschen  uns  eine 
Gesellschaft  ohne  Ausbeutung,   in  der  die  wirtschaftliche  Pro­
duktion,   die  Kultur  und  die  Wissenschaft  die  Bedürfnisse  aller 
Menschen  berücksichtigen  und  nicht  dazu  dienen,   privaten  Pro­
fit  zu  erzielen.   Solange  die  Produktionsmittel  (Fabriken,   Büros,  
Institutionen)   in  den  Händen  der  Kapitalist*innen  verbleiben,  
wird  stets  das  Streben  nach  Gewinnmaximierung  Produktion 
und  Arbeitsbedingungen  bestimmen.   Indem  wir  den  Kapitalis­
mus  und  seine  Eigentumsverhältnisse  als  Ganzes  kritisieren,  
stellen  wir  die  innere  Logik  der  aktuellen  Verhältnisse  ins  Zen­
trum  unserer  Kritik,   anstatt  uns  über  „gierige  Manager“  aufzu­

regen  oder  gar  Minderheiten  unserer  Gesellschaft  (Sozial­  
hilfebezüger*innen,   Arbeitslose,   Geflüchtete  usw.)   als  Sünden­
böcke  herbeizuziehen.

Grüner Kapitalismus?
Die  jüngsten  ökonomischen,   gesellschaftlichen  und  klimati­

schen  Entwicklungen  machen  deutlich,   dass  die  kapitalistische 
Gesellschaftsordnung  nicht  in  der  Lage  ist,   eine  ökologisch  nach­
haltige  Produktion  und  Konsumation  zu  organiseren.   Enormer 
Ressourcenabbau,   umweltfeindliche  Industrie,   Individualver­
kehr,   industrielle  Landwirtschaft  und  Viehzucht,   verbunden  mit 
einer  auf  die  Bedürfnisse  des  Kapitals  zugerichteten  Lebenswei­
se  verunmöglichen  eine  ökologische  Neuausrichtung  des  Kapi­
talismus.   Schuld  daran  sind  auch  hier  nicht  in  erster  Linie  die 
„unvernünftigen“  Konsument*innen,   sondern  die  Logik  eines 
Systems,   das  auf  Wachstum  um  jeden  Preis  angewiesen  ist.

Für echte Basisdemokratie
Wir  wollen  eine  Gesellschaft,   in  der  dank  einer  wirklichen 

Demokratie  gemeinsam  und  unter  Berücksichtung  aller  darüber 
entschieden  wird,   was,   wie  und  für  wen  produziert  wird;   in  der 
das  Potential,   das  in  der  gesellschaftlichen  Arbeit,   in  der  Wis­
senschaft,   der  Technik  und  der  Kunst  steckt,   der  ganzen  Mensch­
heit  zu  Gute  kommt.   Wir  streben  eine  Gesellschaft  an,   „in  der 
die  freie  Entwicklung  eines  /  einer  jeden  die  Bedingung  für  die 
freie  Entwicklung  aller  ist“.
 

Sozialismus neu denken!
Ist  Sozialismus  nicht  ein  veraltetes  und  autoritäres  Konzept,  

das  in  Form  des  „Realsozialismus“  längst  gescheitert  ist?   Wir 
finden  nicht!   Sozialismus  hat  für  uns  nichts  mit  „Stalinismus“ 
oder  anderen  autoritären  Denkformen  zu  tun.   Die  Idee  des  re­
volutionären  Sozialismus  bedeutet  für  uns,   sich  in  der  Perspek­
tive  einer  Kollektivierung  der  Produktionsmittel  für  eine 
basisdemokratische  und  emanzipatorische  Gesellschaft  einzu­
setzen.   Sozialismus  bedeutet  weder  die  Einzelherrschaft  einer 
Partei  noch  die  Unterdrückung  Andersdenkender.   Er  ist  ein  Mit­
tel,   mit  dem  wir  die  kapitalistische  Klassengesellschaft  in  eine 
klassenlose  und  selbstverwaltete  Gesellschaft  revolutionieren 
möchten!

Sich heute als Sozialist*in zu bezeichnen, scheint alles andere als selbstverständlich. Die schlechte 
Bilanz der „realsozialistischen“ Staaten sowie die desaströse Politik sozialdemokratischer Parteien 
tragen zur allgemeinen Konfusion über die ursprünglichen Anliegen und Ideen des Sozialismus bei. 
Mit dem folgenden Text versuchen wir zu erklären, warum wir es für notwendig erachten, eine 
Bewegung für den Sozialismus aufzubauen. von BFS

Wenn du Interesse hast, an einem Treffen oder einer 
Veranstaltung der BFS teilzunehmen oder mehr In‐
formationen möchtest, dann nimm Kontakt mit uns 
auf. Kontakt siehe Rückseite.

Mitmachen!

 In eigener Sache 

Warum eine BFS aufbauen?
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BFS Zürich info@bfs-zh.ch

BFS Jugend Zürich jugend@bfs-zh.ch

BFS Basel basel@sozialismus.ch

   BFS Lausanne vaud@mps-bfs.ch

   BFS Genf mps-ge@bluewin.ch

   BFS Tessin mps-ti@bluemail.ch
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DAS ANDERE 
DAVOS 2019!   

11. & 12. Januar 2019
Volkshaus Zürich

Weitere Infos auf S. 25 sowie 
auf  sozialismus.ch/ad19 

Die Vorbereitung für den Frauen*streik 2019 sind in 

vollem Gange. Wenn du dich einbringen möchtest, nimm 

Kontakt mit uns auf! Nur wenn wir viele sind, können wir 

etwas bewirken!

Weitere Infos zum Frauenstreik findest du in dieser antikap-

Ausgabe sowie auf sozialismus.ch/frauenstreik.

Agenda

sozialismus.ch

gibts auch als App!

Artik
el | V

eranstaltungen | 

Push-Nachrichten bei 

wichtigen Mobilis
ierungen

Im
 App Store und 

im Pay Store.

Diskussionsveranstaltung in Zürich:

Wie der Rechtsentwicklung 
entgegentreten? 
Freitag, 25. Januar 2019, 19 Uhr.
Kanzleistrasse 164a, 8004 Zürich.


